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| DIE ILLUSION VON DER LEBENSSTANDARDSICHERUNG 


Zusammenfassung 


Seit Beginn des 21. Jahrhunderts haben die jeweiligen Regierungs¬ 
koalitionen eine Vielzahl an einschneidenden Änderungen im Bereich 
der gesetzlichen Rentenversicherung durchgeführt. Hauptziel des mit 
den Reformen eingeleiteten Paradigmenwechsels war es, den Beitrags¬ 
satz zur gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) kurzfristig zu senken 
und einen Anstieg mittel- und langfristig weitgehend zu vermeiden. 
Die gleichzeitig umgesetzte Teilprivatisierung der Alterssicherung 
sollte die Altersvorsorge sicherer und insgesamt besser machen. 

Im ergänzenden Bericht der Bundesregierung zum Rentenversiche¬ 
rungsbericht aus dem Jahr 2012 wird ausgeführt, dass >eine zukunfts¬ 
feste Altersvorsorge< (Bundesregierung 2012:11) auf drei Säulen ruhen 
müsse: der gesetzlichen Rente, der privaten und betrieblichen Vor¬ 
sorge. Werden die drei Säulen genutzt, würde das Gesamtversorgungs¬ 
niveau >in fast allen Fällen langfristig« (Bundesregierung 2012:23) 
ansteigen - trotz sinkendem Niveau der gesetzlichen Rente. Mit dem 
)Drei-Säulen-Modell< sei also ein gleichwertiges oder gar höheres 
Gesamtversorgungsniveau möglich, als dies zuvor alleine die gesetz¬ 
liche Rentenversicherung leistete. 

Die Bundesregierung verharmlost allerdings die tatsächlichen 
Wirkungen der Reformmaßnahmen, da sie relevante Aspekte in den 
Berechnungen außer Acht lässt und die strukturelle Leistungsfähig¬ 
keit des >Drei-Säulen-Modells< überbewertet. Sie erweckt den Eindruck, 
eine lebensstandard- bzw. statussichernde Alterssicherung sei auch 
zukünftig der Regelfall. Dagegen zeigen Berechnungen der Arbeitneh¬ 
merkammer Bremen, das im geltenden neuen deutschen Alterssiche¬ 
rungsregime das Gesamtversorgungsniveau gerade nicht aufrechtzu¬ 
erhalten ist. Vielmehr ist die Lebensstandardsicherung hochgradig 
gefährdet. Denn trotz vermutlich höherer Gesamtbeiträge ist es unter 
den gegebenen Bedingungen nicht möglich, eine dem Leistungsniveau 
vor den Reformen gleichwertige Absicherung im Alter, bei Erwerbs¬ 
minderung und Tod zu gewähren. 





STUDIE 


Die gesetzliche Rentenversicherung 
sichert drei >Risiken< 


1. Alter (Risiko der Langlebigkeit): 

Nach dem Erwerbsleben soll das wegfallende Erwerbseinkommen 
ersetzt werden. Dieser Ersatz (Rente) wird bis zum Lebensende gezahlt, 
egal wie lange eine Person tatsächlich lebt. 

2. Erwerbsminderung (früher auch Berufsunfähigkeit): 

Wer aufgrund gesundheitsbedingter Einschränkungen nicht mehr 
arbeiten kann, bekommt ebenfalls das wegfallende Erwerbseinkom¬ 
men ersetzt (Erwerbsminderungsrente). Diese Rente wird bis zum 
Lebensende, wenigstens aber bis zur Wiederherstellung der Erwerbs¬ 
fähigkeit gezahlt. 

Vorrangig versucht die Rentenversicherung durch Maßnahmen 
der Rehabilitation die Leistungseinschränkungen zu mindern oder 
auszugleichen und so die Erwerbsfähigkeit wieder herzustellen 
oder zu erhalten. 

3. Todesfall (für Hinterbliebene): 

Stirbt eine versicherte Person, dann bekommen ihre Hinterbliebenen 
(Eheleute und Kinder) einen Ersatz für das wegfallende Erwerbsein¬ 
kommen (Unterhalt). 

Diese Rente ist unter Umständen zeitlich befristet. Ist die / der 
hinterbliebene Ehepartner/in jedoch älter als 47 Jahre wird die Rente 
regelmäßig bis zum Lebensende (oder wiederheirat) gezahlt. 
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STUDIE 


Mit den Reformen seit der Jahrtausend¬ 
wende wurde ein fundamentaler Kurs¬ 
wechsel in der deutschen Alterssiche¬ 
rungspolitik eingeleitet. Dieser Paradig¬ 
menwechsel von einem leistungsorien¬ 
tierten zu einem beitragssatzorientierten 
Sicherungssystem soll den Anstieg des 
Beitragssatzes zur gesetzlichen Renten¬ 
versicherung auf höchstens 22 Prozent 
bis zum Jahr 2030 begrenzen. Als unmit¬ 
telbare Folge dieser Entscheidung muss 
das Rentenniveau sinken. Der Rückgang 
des Sicherungsniveaus 1 der gesetzlichen 
Rentenversicherung soll durch zusätzli¬ 
che private und betriebliche Vorsorge 
ausgeglichen werden - das sogenannte 
>Drei-Säulen-Modell<. 

Der Begriff »Drei-Säulen-Modell« ist 
ein politisches Schlagwort. Er soll veran¬ 
schaulichen, dass die Sicherung des 
Lebensstandards« 2 nur zusammen mit 
zusätzlicher privater Vorsorge (betriebli¬ 
cher, geförderter oder sonstiger Vorsor¬ 
ge) erreicht werden könne. Mit dem Bild 
einer >Alterssicherung, die auf Drei-Säu¬ 
len steht«, wird der Eindruck vermittelt, 
diese sei stabiler und würde mehr leisten 
als die gesetzliche Rentenversicherung 
alleine vermag. 

Der Begriff »Drei-Säulen-Modell« wird 
dabei nicht einheitlich verwendet. Oft 
bleibt unklar, welche Vorsorgeformen 
nun zur ersten, zweiten oder dritten 
Säule gezählt werden. 3 Gemeinsam ist 
all diesen Modellen, dass sie mindestens 
immanent davon ausgehen, dass die 
»Sicherung des Lebensstandards« durch 
die Kombination aus gesetzlicher und 
privat-rechtlicher kapitalfundierter 
Vorsorge gesichert werden könnte. Die 
privat-rechtlichen Renten haben dabei 
keinen die gesetzliche Rente ergänzen¬ 
den, sondern einen diese in Teilen erset¬ 
zenden Charakter. Was vor den Refor¬ 
men allein die gesetzliche Rentenversi¬ 
cherung leistete, soll nach der offiziellen 
Darstellung nun durch das »Drei-Säulen- 
Modell« erreicht werden. So stellte Bun¬ 
deskanzlerin Angela Merkel anlässlich 
des Festaktes >125 Jahre gesetzliche 
Rentenversicherung« fest, dass sich »eine 
angemessene Absicherung im Alter künf¬ 
tig nur durch eine Mischung gesetzli¬ 
cher, betrieblicher und privater Alters¬ 
vorsorge aufbauen« ließe. 


Begriffserklärungen 

In diesem Text spielen folgende Begriffe zur wechsel¬ 
seitigen Abgrenzung eine besondere Rolle: 

I Rentenniveau: Rentenniveau bezieht sich stets auf das 
Verhältnis der gesetzlichen Rente zum Durch¬ 
schnittsentgelt. 

I Gesamtversorgungsniveau (auch Versorgungsniveau): 

Ist das Verhältnis des Gesamtalterseinkommens 
(gesetzliche Rente plus Riester-Rente und 
Privat-Rente) zum Durchschnittsentgelt. 

Dabei muss jeweils für das Rentenniveau wie das 
Gesamtversorgungsniveau unterschieden werden, ob 
und welche Abzüge (Steuern, Sozialabgaben, Vorsorge- 
aufwendungen) abgezogen werden. Hierzu dienen 
folgende Begriffe als Abgrenzung (diese sind jeweils 
auf die obigen Niveaus anzuwenden): 

I Brutto-Niveau: (also Brutto-Rentenniveau oder 
Brutto-Gesamtversorgungsniveau) Alterseinkommen 
(ohne Abzüge) im Verhältnis zum Durchschnittsent¬ 
gelt (ohne Abzüge) des gleichen Kalenderjahres. 

I Niveau vor Steuern: Verhältnis des Alterseinkommens 
(nach Abzug von Sozialabgaben) zum Durchschnitts¬ 
entgelt (nach Abzug von »durchschnittlichen Sozial¬ 
abgaben« einschließlich durchschnittlicher Aufwen¬ 
dungen für private Altersvorsorge). In beiden Fällen 
bleiben Steuern unberücksichtigt. 

I Netto-Niveau: Verhältnis des Alterseinkommens (nach 
Abzug von Steuern und Sozialabgaben) zum durch¬ 
schnittlichen Entgelt (nach Abzug von Steuern, 
Sozialabgaben und Aufwendungen für zusätzliche 
private Altersvorsorge). 

Die Begriffe »Riester-Rente«, »Privat-Rente« und »privat¬ 
rechtliche Renten« werden in diesem Text folgender¬ 
maßen abgegrenzt: 

I »Riester-Rentec meint alle »Riester-geförderten« Vor¬ 
sorgeverträge; in den Modellrechnungen jeweils 
»bespart« mit den gesetzlich vorgesehenen Beiträgen 
für die volle Zulage. 

I »Privat-Rente«: meint zusätzliche private, nicht ge¬ 
förderte Vorsorgeverträge, welche zumindest das 
Risiko der Langlebigkeit (als Leibrente) absichern. In 
den Modellrechnungen entspricht der »Beitrag« in 
einem Kalenderjahr dabei dem Steuervorteil des 
Vorjahres aus der schrittweisen Steuerfreistellung 
der Beiträge zur GRV aufgrund der Umstellung auf 
die »nachgelagerte Besteuerung« (vgl. Info-Kasten). 

I »Privat-rechtliche Renten«: hierunter wird die Gesamt¬ 
heit der privat-rechtlich organisierten und kapital¬ 
fundierten Vorsorgeverträge verstanden. Also alle 
der »zweiten« und »dritten« Säulen zuzuordnenden 
Vorsorge-Versicherungen. Neben der »Riester-Rente« 
und der »Privat-Rente« umfasst dies auch die betrieb¬ 
liche Altersversorgung. 
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1 DIE ILLUSION VON DER LEBENSSTANDARDSICHERUNG 


Subvention der privaten Vorsorge | 


Der Umstieg auf das »Drei-Säulen-Modelh 
wird erheblich finanziell subventioniert. 
Beispielsweise durch die Förderung von 
>Riester-Verträgen< durch Zulagen und Steu¬ 
ererleichterungen oder die betriebliche 
Altersvorsorge in Form der Bruttoentgelt¬ 
umwandlung durch Befreiung von Steuern 
und Sozialabgaben. 

Die aktuellen tatsächlichen Fördersum¬ 
men sind unbekannt. Für die >Riester-Rente< 
gibt es Angaben des Statistischen Bundes¬ 
amts. Demnach betrug die Förderung 
im Jahr 2010 jährlich knapp 3,5 Milliarden 
Euro (Statistisches Bundesamt 2014). 
Seitdem sind die Vertragszahlen und mut¬ 


maßlich die Fördersummen deutlich 
gestiegen. 

Für die betriebliche Altersvorsorge gibt es 
überhaupt keine öffentliche Statistik über 
die Fördersummen, nicht mal im Subventi¬ 
onsbericht der Bundesregierung. Die Bun¬ 
desregierung schätzt die Beitragsausfälle 
im Jahr 2015 auf etwa drei Milliarden Euro 
jährlich (BT-Drs. 18/4557, Frage 1). Dies 
bedeutet, dass etwa 7,5 Mrd. Euro jährlich 
umgewandelt werden. Wird pauschalierend 
ein durchschnittlicher Grenzsteuersatz bei 
der Bruttoumwandlung von nur 20 Prozent 
unterstellt, kämen Steuerausfälle von rund 
1,5 Milliarden Euro hinzu. 


Einzelne Vorarbeiten (vgl. Steffen 2014 
und Fachinger et al. 2014) haben bereits 
aus unterschiedlichen Perspektiven 
einen Blick auf die Entwicklung des Leis¬ 
tungsniveaus während des Rentenbezugs 
geworfen. Dabei wird deutlich, dass das 
deutsche >Drei-Säulen-Modell< die Un¬ 
sicherheiten für die Versicherten erhöht 
und die Versorgungssicherheit unter¬ 
höhlt hat. 

Dieser Beitrag schließt an diese Vor¬ 
arbeiten an. Dazu werden eigene Modell¬ 
rechnungen 4 durchgeführt. Mit diesen 
wird geprüft, ob und unter welchen 
Bedingungen ein >Drei-Säulen-Modell< 
den »offiziellen! Anspruch tatsächlich 
einzulösen vermag, den Lebensstandard 
im Alter, bei Erwerbsminderung/Berufs¬ 
unfähigkeit und Tod zu sichern. Im 
Zentrum der Analyse steht damit die 
gesamtgesellschaftliche Leistungsfähig¬ 
keit des aktuellen deutschen Alters¬ 
sicherungsregimes. 5 

Zunächst (Kapitel II) werden die 
Ergebnisse der regelmäßigen Vorausbe¬ 
rechnungen der Bundesregierung durch 
eigene Rechnungen nachvollzogen, 
dargestellt sowie analysiert. Damit wird 
sichergestellt, dass die Ergebnisse der 
selbst durchgeführten Rechnungen 
grundsätzlich mit denen der Regierung 
vergleichbar sind und damit als »belast¬ 
bar! gelten können. Die Berechnungen 
und Ergebnisse der Bundesregierung 
dienen dann als Referenzrahmen für die 
weiteren Berechnungen und Fragestel¬ 


lungen. Sie bilden die Ausgangssituation 
für die anschließenden Überlegungen. 

Im dritten Kapitel (III) wird überprüft, 
ob die Leistungseinschnitte in der gesetz¬ 
lichen Rentenversicherung gemäß den 
Modellrechnungen der Bundesregierung 
mit der privaten Vorsorge tatsächlich 
ausgeglichen werden können. Dabei 
wird ersichtlich, dass die Bundesregie¬ 
rung mit ihren Darstellungen einen 
verkürzten Blick auf das Gesamtversor¬ 
gungsniveau gibt und so einen zu posi¬ 
tiven Eindruck vermittelt. Zusätzlich 
wird gezeigt, wie sich das Versorgungs¬ 
niveau nach den Annahmen der Bundes¬ 
regierung während des Rentenbezugs 
entwickelt und was es für dieses bedeu¬ 
ten würde, wenn der Rückgang des Leis¬ 
tungsniveaus tatsächlich durch die pri¬ 
vate Vorsorge ausgeglichen werden soll. 

Daran anknüpfend (Kapitel IV) wird 
die Fragestellung erweitert. Die gesetz¬ 
liche Rentenversicherung sichert neben 
dem Alter auch die »Risiken! Erwerbs¬ 
minderung und Tod ab. Soll die private 
Vorsorge die Leistungseinschnitte in der 
gesetzlichen Rentenversicherung kom¬ 
pensieren, muss auch überprüft werden, 
wie die Risiken Erwerbsminderung und 
Tod im neuen Regime abgesichert sind. 
Nach den eigenen Berechnungen wird 
erneut deutlich, dass die Darstellung der 
Bundesregierung zur Leistungsfähigkeit 
des >Drei-Säulen-Modells< zu positiv 
ausfällt. 
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STUDIE 


Im Kapitel V wird der Blick von der Leis¬ 
tungsseite auf die Beitragsseite verlagert. 
Schließlich wurde der Paradigmenwech¬ 
sel maßgeblich mit der Vermeidung 
eines steigenden Beitragssatzes begrün¬ 
det. Dabei sind die Beitragsbelastungen 
für die Versicherten im neuen Alterssi¬ 
cherungssystem deutlich gestiegen. 

Abschließend werden die Ergebnisse 
in Kapitel VI zusammengefasst und 
Schlussfolgerungen gezogen. Zu den For¬ 
derungen zählt eine transparentere und 
an die Lebenswirklichkeit der Bevölke¬ 
rung rückgebundene Rentenberichter¬ 
stattung, die eine umfassende Bilanz der 
Leistungsfähigkeit des aktuellen Alters¬ 
sicherungsregimes erlaubt, indem zum 
Beispiel die sozialen Risiken Alter, Er¬ 
werbsminderung und Tod in die Betrach¬ 
tung einbezogen werden. Vor dem Hin¬ 
tergrund der ersichtlichen Mängel des 
>Drei-Säulen-Modells< gilt es zusätzlich, 
den eingeschlagenen Reformpfad in der 
Rentenpolitik wieder zu verlassen und 
die gesetzliche Rentenversicherung zu 
stärken, um sozialen Abstieg der Ver¬ 
sicherten zu vermeiden. 


1 Von »Niveausicherung« kann bei der 
gesetzlichen Rentenversicherung 
aufgrund des Paradigmenwechsels 
eigentlich nicht mehr gesprochen 
werden. Die Höhe der Rente als ein 
definiertes Verhältnis zu den Löhnen 
(Sicherungsniveau) ist durch eine 
Vielzahl an Faktoren und Schutzklau¬ 
seln faktisch aufgehoben. Diese Ent¬ 
kopplung gilt gleichermaßen für den 
Zugang wie für den Rentenbestand. 
Aussagen der Regierung und anderer, 
wonach die gesetzliche Rentenver¬ 
sicherung auch zukünftig die »zentrale 
Säule« der Alterssicherung sein 

soll, suggerieren hier eine Stabilität, 
welche nicht mehr gegeben ist und 
sein soll. 

2 In diesem Text wird ein Netto-Gesamt- 
versorgungsniveau von 70 Prozent 
als »lebensstandardsichernd« bezeich¬ 
net. Bis zum Paradigmenwechsel galt 
ein Netto-Rentenniveau (allein aus der 
GRV) von 70 Prozent als »lebensstan¬ 
dardsichernd«. Bezogen auf das Jahr 
2000 entspricht dies einem Niveau 
»Netto vor Steuern« von 53 Prozent. 

3 Teilweise wird auch von einem »Drei- 
Schichten-Modell« gesprochen (auch 
»Cappuccino-Modell«). Die drei Schich¬ 
ten werden wiederum anders abge¬ 
grenzt. Beispielsweise entlang der 
Frage obligatorische Basis-Sicherung 
(»erste Schicht«), geförderte zusätz¬ 
liche Vorsorge (Betriebsrenten und 
Riester-Renten) als »zweite Schicht« 
sowie alle Formen ungeförderter Vor¬ 
sorge als »dritte Schicht«. Je nach 
politischer Zielsetzung und Interesse 
werden die Schlagworte »Drei-Säulen«, 
»Drei-Schichten« etc. leicht unter¬ 
schiedlich verwendet. 

4 Für Modellrechnungen sind eine Viel¬ 
zahl an ex- wie impliziten Annahmen 
zu treffen. Ob und wie weit diese 
jedoch zukünftig eintreten, ist in 
höchstem Maße ungewiss. Dies gilt 
umsomehr je weiter der Zeitraum in 
die Zukunft reicht. Solche Modellrech¬ 
nungen können die »zukünftige Ent¬ 
wicklung« lediglich grob modellieren. 

5 Unberücksichtigt bleiben einzelver¬ 
tragliche Fragestellungen sowie die 
vielfältigen verbraucherorientierten 
Kritiken an den privat-rechtlichen 
Vorsorgeprodukten im weitesten 
Sinne ein. Auch die sozialpolitisch 
höchst bedenkliche Sozialabgaben¬ 
freiheit der sogenannten Bruttoentgel¬ 
tumwandlung bei Betriebsrenten mit 
ihren vielfältigen, negativen Rückwir¬ 
kungen auf das gesamte Systeme der 
sozialen Sicherung soll nicht weiter 
thematisiert werden. 
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Die Vorausberechnungen 
der Bundesregierung 
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STUDIE 


Um die langfristigen Folgen der gesetz¬ 
lichen Regelungen abschätzen und gege¬ 
benenfalls rechtzeitig eingreifen zu 
können, muss die Bundesregierung laut 
Gesetz regelmäßig über die künftige 
Entwicklung der Rentenversicherung 
einschließlich des Versorgungsniveaus 
berichten (§ 154 SGB VI). Dies geschieht 
jährlich in den >Rentenversicherungs- 
berichten< und alle vier Jahre (einmal je 
Wahlperiode) in den Alterssicherungs- 
berichtem. 

Dabei geben die jährlichen Rentenver¬ 
sicherungsberichte lediglich einen kur¬ 
zen Überblick über die künftige Entwick¬ 
lung. Die >Alterssicherungsberichte< da¬ 
gegen präsentieren neben vielen Daten 
über die Verbreitung der zusätzlichen 
Vorsorge< auch umfassendere Modell¬ 
rechnungen zum >Drei-Säulen-Modell<. 
Nach einem kurzen Blick auf die Ergeb¬ 
nisse der Rentenversicherungsberichte 
wird eingehender auf die Modellrech¬ 
nungen in den Alterssicherungsberich¬ 
ten eingegangen. Diese bilden dann auch 
die Grundlage für die anschließenden 
weiteren Berechnungen. 

Die Rentenversicherungsberichte 

Die Rentenversicherungsberichte er¬ 
scheinen jährlich (zuletzt im Jahr 2014). 
In ihnen wird, unter anderem neben der 
Einnahmen- und Ausgabenentwicklung, 
das Sicherungsniveau vor Steuern der 
gesetzlichen Rente bei Rentenzugang in 
den künftigen 15 Kalenderjahren darge¬ 
stellt. 6 Ergänzend wird die Höhe (Niveau 
netto vor Steuern) einer theoretischen 
Riester-Rente ausgewiesen. 

Dabei kommt dem Sicherungsniveau 
vor Steuern eine besondere Bedeutung 
zu. Denn die Regierung ist gemäß Para¬ 
graf 154 SGB VI verpflichtet, das Renten¬ 
niveau netto vor Steuern bis 2030 bei 
wenigstens 43 Prozent (bis 2020 wenigs¬ 
tens 46 Prozent) zu halten. Sollte die 
Hochrechnung ein niedrigeres Niveau er¬ 
geben, ist die Regierung unter Wahrung 
des Beitragssatzziels von höchstens 22 
Prozent verpflichtet, Gegenmaßnahmen 
zu ergreifen. 

Für die Modellrechnungen zur 
Riester-Rente trifft die Bundesregierung 
folgende Annahmen: 


I Erst Rentenzugänge ab 2010 beziehen 
eine Riester-Rente 

I Seit dem Jahr 2002 wird jeweils der 
nötige Beitrag für die volle Zulage 
entrichtet 

I Die Verwaltungskosten betragen 
während der Sparphase zehn Prozent 
der Beiträge 

I Das angesparte Kapital wird während 
der Spar- und der Auszahlungsphase 
stets mit vier Prozent verzinst 7 

I Die Leibrente wird mit einer Bezugs¬ 
dauer entsprechend der ferneren 
Lebenserwartung von 65-jährigen bei 
Rentenbeginn mit der Regelaltersgren¬ 
ze (steigt wegen Rente 67) und einer 
jährlichen Steigerung entsprechend 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
ermittelt 8 


Nach diesen Berechnungen kann das 
Sicherungsniveau vor Steuern von rund 
53 Prozent, welches bis zum Paradig¬ 
menwechsel als lebensstandardsichernd« 
galt, selbst zusammen mit der Riester- 
Rente nicht wieder erreicht werden (ver¬ 
gleiche Abbildung l) 9 . Und das Renten¬ 
niveau vor Steuern liegt im Jahr 2030 bei 
43 bis 44 Prozent. 

Das Sicherungsniveau vor Steuern 
erscheint allerdings nicht als geeigneter 
Indikator. Seit der Umstellung auf die 
machgelagerte Besteuerung« (siehe Info¬ 
kasten) sagt ein Sicherungsniveau vor 
Steuern nur noch relativ wenig darüber 
aus, ob die private Vorsorge den Rück¬ 
gang des Rentenniveaus tatsächlich aus- 
gleichen kann. Denn bei gleichem Netto¬ 
niveau vor Steuern ist das Nettoniveau 
nach Steuern 2030 schlechter als im Jahr 
2000 . 


I Abb. 1: 

Sicherungsniveau vor Steuern 

in Prozent 


58 


— Niveau bis 2000 — Rentenniveau — mit Riesterrente 



43 . 

2000 2010 2020 2030 


Quelle: Eigene Darstellung; Werte nach Rentenversicherungsbericht 2014 und 
Rentenversicherung in Zeitreihen 2014 
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Auch wird das >Sicherungsniveau vor 
Steuern< mit theoretischen Werten 
ermittelt. Unter anderem gehen nicht 
beitragspflichtige Einkommen in die 
Berechnung ein. Die berechneten Abzü¬ 
ge weichen daher von den tatsächlichen 
Abzügen eines durchschnittlichen sozial- 
versicherungspflichtig Beschäftigten 
ab. Insgesamt sind der Sinn und die Aus¬ 
sagefähigkeit des Sicherungsniveaus vor 
Steuern zweifelhaft. Dies ist problema¬ 
tisch, angesichts der besonderen gesetz¬ 
lichen Bedeutung, die das Niveau netto 
vor Steuern hat. 

Alterssicherungsberichte 
der Bundesregierung 

Einmal je Wahlperiode (zuletzt im Jahr 
2012) muss die Bundesregierung einen 
Alterssicherungsbericht erstellen. Darin 
berichtet die Bundesregierung über 
die Entwicklung des Gesamtversorgungs¬ 
niveaus. Für die Riester-Rente werden da¬ 
bei die gleichen Annahmen wie bei den 
Rentenversicherungsberichten getroffen. 
Für die »zusätzliche Privat-Rente< gelten 
ebenfalls die Annahmen wie für die Ries¬ 
ter-Rente. Lediglich der Beitrag weicht ab 
und entspricht der »Netto-Einkommens- 
erhöhung« aufgrund der zunehmenden 
Steuerfreistellung der Beiträge zur ge¬ 
setzlichen Rentenversicherung aufgrund 
der Umstellung auf die nachgelagerte 
Besteuerung (vergleiche Infokasten 
»nachgelagerte Besteuerung!). 


Diese Netto-Einkommenserhöhung wird 
erstmals im Jahr 2006 für die Alters¬ 
vorsorge angespart - der Steuervorteil 
des Steuerjahrs 2005. 10 

Im Unterschied zu den Rentenversi¬ 
cherungsberichten wird in den Alterssi¬ 
cherungsberichten das Brutto- sowie das 
Netto-Gesamtversorgungsniveau darge¬ 
stellt. In den Alterssicherungsberichten 
wird entsprechend des Berichtsauftrages 
das Gesamtversorgungsniveau für ver¬ 
schiedene »typische! Rentnerinnen und 
Rentner abgebildet. Damit gehen die 
Berechnungen in den Alterssicherungs¬ 
berichten weit über die jährlichen Ren¬ 
tenversicherungsberichte hinaus. Den¬ 
noch, so wird gezeigt werden, bleiben 
entscheidende Punkte unberücksichtigt. 
Insgesamt sind die Berichte der Bundes¬ 
regierung daher zumindest als lücken¬ 
haft anzusehen. 

Das vorliegende Papier analysiert 
über die Berichte der Regierung hinaus¬ 
reichende Fragen, insbesondere die Ent¬ 
wicklung des Gesamtversorgungsniveaus 
während des Rentenbezugs. In einem 
Punkt wird die Komplexität jedoch redu¬ 
ziert. Statt verschiedener »Modell-Typen< 
wird lediglich der Fall einer »Standard- 
Erwerbsbiographie! 11 berücksichtigt. Das 
Gesamtversorgungsniveau bei Renten¬ 
zugang unterscheidet sich zwar zwi¬ 
schen den »Modell-Typen«. Die Entwick¬ 
lung dieses Niveaus während des Renten¬ 
bezugs jedoch verläuft für alle diese 
»Modell-Typen« im Wesentlichen gleich. 


Nachgelagerte Besteuerung 


Beginnend mit dem Jahr 2005 wird die 
Besteuerung der Alterssicherung systema¬ 
tisch auf die Auszahlungsphase umgestellt - 
sogenannte »nachgelagerte Besteuerung«. 
Dies hat für die Erwerbs- und Rentenphasen 
unterschiedliche Folgen: 


I Erwerbsphase 

Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche¬ 
rung werden schrittweise steuerfrei gestellt. 
Im Jahr 2005 waren zwanzig Prozent des 
Arbeitnehmerbeitrags steuerfrei. Dieser Teil 
steigt j ährlich um vier Prozentpunkte an. 
Ab dem Jahr 2025 ist dann der komplette 
Arbeitnehmerbeitrag steuerfrei. Je nach 
Einkommenshöhe ist dies eine deutliche 
steuerliche Entlastung. Im Jahr 2030 ent¬ 


spricht dies bei durchschnittlichem 
Einkommen einer Entlastung von rund 
drei Prozent des Bruttoeinkommens. 

I Rentenphase 

Die Renten der gesetzlichen Rentenver¬ 
sicherung werden bis zum Jahr 2040 
mit jedem Kalender zu einem größeren 
Anteil steuerpflichtig. Ab 2040 sind 
neue Renten voll steuerpflichtig. Bei 
allen vor 2040 begonnenen Renten wird 
abhängig vom Jahr des Rentenbeginns 
ein Steuer-Freibetrag in Euro ermittelt. 
Während des Rentenbezugs steigt 
dieser nicht. Während des Rentenbe¬ 
zugs steigt damit der steuerpflichtige 
Anteil stetig an. 
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Auch die Zweifel, ob die Sicherung des 
Lebensstandards durch das )Drei-Säulen- 
Modell< gelingen kann, gelten trotz ge¬ 
wisser Unterschiede analog ebenfalls für 
die anderen >Modell-Typen<. 

Das Brutto- 

Gesamtversorgungsniveau 

Das Brutto-Gesamtversorgungsniveau 
gibt lediglich eine erste Orientierung, 
wie sich die Alterseinkommen im Ver¬ 
hältnis zu den Löhnen zukünftig ent¬ 
wickeln werden. Wie in Abbildung 2 
ersichtlich, bleibt das Brutto-Gesamtver¬ 
sorgungsniveau 12 bei den Annahmen 
der Bundesregierung bis zum Jahr 2030 
stabil beziehungsweise es steigt sogar 
leicht an. 13 

In Abbildung 2 ist ersichtlich, dass 
das Brutto-Rentenniveau (blaue Fläche) 
gemäß der politischen Entscheidung um 
gut 15 Prozent sinkt - auf rund 40 Pro¬ 
zent. Selbst zusammen mit der Riester- 
Rente (rote Fläche) kann das Brutto-Ver- 
sorgungsniveau nicht ganz gehalten wer¬ 
den. Dies gelingt nach den Annahmen 
der Bundesregierung erst zusammen mit 
der zusätzlichen Vorsorge (>Privat-Rente<; 
hellbraune Fläche). 

Der Anteil der privat-rechtlichen 
Renten an der Brutto-Gesamtversorgung 
steigt bis zum Jahr 2030 auf etwa 
18 Prozent. Daran wird deutlich, wie 
einschneidend die Reformen sind und 
wie schnell die privaten Versicherungen 
an Bedeutung für das Alterseinkommen 
gewinnen. Auch aus diesem Grund 
erscheint es sinnvoll, das >Drei-Säulen- 
Modell< eingehender zu analysieren und 
die Kosten sowie Leistungsfähigkeit in 
einen realistischen Zusammenhang zu 
stellen. 

Auffällig ist die sprunghafte Entwick¬ 
lung der Niveaus seit den Jahren 2007 / 
2008. Dies ist dem Zusammenspiel von 
Finanzkrise, daraus resultierender Lohn- 
und Beschäftigungsentwicklung sowie 
der komplexen Rentenanpassungsfor¬ 
mel 14 geschuldet. Der Sprung im Jahr 
2015/2016 ist Folge einer neuen statisti¬ 
schen Abgrenzung (Revision) in der Be- 
schäftigtenstatistik der Bundesagentur 
für Arbeit. Diese führt in der volkswirt¬ 
schaftlichen Gesamtrechnung zu einem 
statistisch niedriger ausgewiesenen 
Durchschnittsentgelt, welches in die 
Rentenanpassung eingeht. Hier sorgt die 


I Abb. 2: 

Brutto-Gesamtversorgungsniveau 

in Prozent 

— GRV-Rente — Riester-Rente — Privat-Rente — Gesamtversorgungniveau 
55 



2000 2010 2020 2030 


Quelle: eigene Berechnungen; Annahmen gemäß Alterssicherungsbericht 2012 
und Rentenversicherungsbericht 2014; ab 2029 eigene Fortschreibung. 


Ausgestaltung der Rentenanpassungsfor¬ 
mel im Jahr 2015 und 2016 >automatisch< 
für eine entsprechend gegenläufig¬ 
sprunghafte Änderung. 15 

Das Netto- 

Gesamtversorgungsniveau 

Das Brutto-Gesamtversorgungsniveau 
sagt, ebenso wie das Niveau metto vor 
Steuern<, relativ wenig über den tatsäch¬ 
lichen relativen Wohlstand im Alter aus. 
Wenn es darum geht, den Ruhestand 
finanziell abzusichern, müssen die Ab¬ 
züge bei Löhnen und Renten berücksich¬ 
tigt werden. Denn entscheidend für die 
Leistungsfähigkeit einer Alterssicherung 
ist das Netto-Gesamtversorgungsniveau. 
Dies zu berechnen bedarf der Setzung 
weiterer Annahmen. Diese sind: 

I Die steigenden Beiträge zur gesetz¬ 
lichen Rentenversicherung (von Ände¬ 
rungen der Beitragssätze zur Kranken-, 
Pflege- und Arbeitslosenversicherung 
wird hier abgesehen) 

I Die zunehmende Besteuerung der 
gesetzlichen Rente 
I Die zunehmende Steuerfreistellung 
der Beiträge zur gesetzlichen Renten¬ 
versicherung 

I Die Besteuerung der Riester-Renten 
bei Auszahlung 

I Die Besteuerung der >Privat-Rente<; 
hierzu macht die Regierung keine Aus¬ 
führungen. Für die eigenen Berechnun¬ 
gen wird insoweit die gegebenenfalls 
auf die Zinsen fällige Abgeltungssteuer 
abgezogen. 
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Im Folgenden wird die Entwicklung des 
Netto-Gesamtversorgungsniveaus be¬ 
trachtet (Abbildung 3). Künftig kann, 
wird mit den Annahmen der Bundesre¬ 
gierung gerechnet, ein Netto-Versor- 
gungsniveau von 70 Prozent erreicht 
oder gar überschritten werden. Diese 
70 Prozent 16 Netto-Versorgungsniveau 
entsprechen dem, was bis zu den 2000er 
Jahren als >lebensstandardsichernd< galt 
- sie entsprechen damit auch dem oben 
erwähnten Sicherungsniveau vor Steu¬ 
ern von 53 Prozent im Jahr 2000. 17 In 
den Modellrechnungen steigt das Netto- 
Gesamtversorgungsniveau ab den 2020er 
Jahren stetig an. 

Dabei gehen die Berechnungen, ent¬ 
sprechend den Annahmen der Bundes¬ 
regierung, davon aus, dass das Rentenzu¬ 
gangsalter bis zum Jahr 2030 schritt¬ 
weise auf 67 Jahre ansteigt. Die 70 Pro¬ 
zent Niveau im Jahr 2000 galten aber bei 
einem Rentenzugang im Alter von 65 
Jahren. Die Rentenbezugszeit ist also 
zwei Jahre verkürzt worden. Eine kürze¬ 
re Rentenbezugszeit führt bei gegebe¬ 
nem Kapitalstock aber zu einer höheren 
monatlichen Rente und folglich zu 
einem höheren Versorgungsniveau. Der 
Rentenbeginn im Alter von 67 statt 
65 Jahren führt rechnerisch zu einem 
knapp fünf Prozentpunkte höheren Ge¬ 
samtversorgungsniveau. 18 Anders formu¬ 
liert: Würde der Rentenbeginn in den 
Modellrechnungen beim 65. Lebensjahr 


verbleiben läge das Versorgungsniveau 
im Jahr 2030 rund sieben Prozentpunkte 
niedriger als in Abbildung 3 ausgewie¬ 
sen. Dieser, das Versorgungsniveau er¬ 
höhende, Effekt steigender Altersgren¬ 
zen wird in den hier präsentierten Mo¬ 
dellrechnungen nicht herausgerechnet. 

Mit den von der Bundesregierung 
übernommenen Annahmen kann das 
Netto-Gesamtversorgungsniveau schein¬ 
bar leicht gesteigert werden. Dies 
stimmt zumindest, soweit ausschließlich 
das Netto-Gesamtversorgungsniveau 
für das jeweilige Jahr des Rentenzugangs 
bei steigenden Altersgrenzen betrachtet 
wird (vgl. Abbildung 3). Aufgrund der 
beschlossenen Senkung des Renten¬ 
niveaus ist aber das Gesamtversorgungs¬ 
niveau während der gesamten Renten¬ 
bezugszeit entscheidend. Soll der 
Lebensstandard gesichert werden, dann 
über die gesamte Bezugszeit und nicht 
nur bei Rentenbeginn. 

Die Bundesregierung unterstellt bei 
den privat-rechtlichen Renten, diese 
würden während der Bezugszeit analog 
der gesetzlichen Rente steigen. Wie 
schon Steffen (2014) für das >Sicherungs- 
niveau vor Steuerm zeigt, führt diese 
Annahme zu einem stetig sinkenden 
Versorgungsniveau während des Renten¬ 
bezugs. Die zu erörternder Frage ist also, 
inwieweit das sinkende Rentenniveau 
durch die privat-rechtlichen Renten aus¬ 
geglichen werden kann. 


I Abb. 3: 

Netto-Gesamtversorgungsniveau bei Rentenzugang 



Quelle: Eigene Berechnungen; Netto-Gesamtversorgungsniveau bei Zugang; Annahmen gemäß Alterssicherungsbericht 2012; 
inklusive geförderter Altervorsorge (Riester - ab 2002 stets Beitrag für maximale Förderung) und zusätzlicher Privat-Rente (netto 
Einkommenserhöhung aus Steuerfreistellung der Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung - Abgeltungssteuer); Beitrag zur 
Kranken- und Pflegeversicherung und Steuerrecht (Werte darauf umbasiert) gemäß Jahr 2014; kein Kind; Beitragssatz zur Renten¬ 
versicherung des jeweiligen Jahres nach Rentenversicherungsbericht 2014. 
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6 Nur am Rande sei angemerkt, das 

§ 154 SGB VI die Regierung verpflich¬ 
tet, über die Entwicklung der »künf¬ 
tigen 5« beziehungsweise der »künfti¬ 
gen 15 Kalenderjahre« zu berichten, 
dies jedoch regelmäßig nur für um 
ein Jahr kürzere Zeiträume erfolgt (im 
Jahr 2014 bis 2018 bzw. bis 2028). 
Offensichtlich wird das jeweils laufen¬ 
de Kalenderjahr des Berichts bereits 
als »künftig« mitgezählt. 

7 Von der Regierung nicht ausgewiesen 
ist der Zeitpunkt, an welchem die 
Beiträge gespart werden. Es wird 
daher angenommen, dass die Beiträ¬ 
ge einmalig in der Mitte eines Kalen¬ 
derjahres gezahlt werden, die Zulage 
aber am Ende des Kalenderjahres. 

8 Für die Rentenberechnung (Verren¬ 
tung) wird das Kapital am Ende des 
vorhergehenden Kalenderjahres 
zugrunde gelegt. 

9 Sicherlich erscheinen zumindest eini¬ 
ge Zweifel an den Annahmen der Bun¬ 
desregierung angebracht. So wird in 
den Berechnungen nur Altersvorsorge 
(ohne Erwerbsminderung und Todes¬ 
fall) berücksichtigt und die von der 
Regierung angenommene fernere 
Lebenserwartung liegt deutlich unter 
den Werten, die die privaten Versiche¬ 
rungen annehmen. Die Höhe der 
Verwaltungskosten erscheint relativ 
niedrig angesetzt und die der Verzin¬ 


sung relativ optimistisch. Die Annah¬ 
men der Bundesregierung werden 
dennoch für die folgenden Berechnun¬ 
gen übernommen. Eine Debatte über 
das Zinsniveau, die Lebenserwartung 
oder Ähnliches würde von der zu 
diskutierenden strukturellen Frage 
eher »ablenken«. 

10 Dabei entspricht der Beitrag stets 
dem ermittelten Steuervorteil 
des Vorjahres und wird zum 1 .Juni 
als Einmal-Betrag gespart. 

11 Standard-Erwerbsbiographie meint 
eine versicherte Person, die genau 
45 Jahre lang stets genau durch¬ 
schnittlich verdient und zur Regel¬ 
altersgrenze in eine abschlagsfreie 
Altersrente wechselt. 

12 Bei dieser Darstellung handelt es sich, 
gemäß den Annahmen und Berech¬ 
nungen der Bundesregierung, um 
Werte im Jahr des Rentenzugangs für 
die neu zugegangenen Renten. Die 
Frage des Niveaus anderer Zugangs¬ 
jahrgänge während des gleichen 
Jahres beziehungsweise während des 
Rentenbezugs wird in einem späteren 
Kapitel diskutiert. 

13 Diese steigende Tendenz ist zwingen¬ 
de Folge der von der Bundesregie¬ 
rung getroffenen Annahmen. Die 
Bundesregierung nimmt an, dass die 
Kapitalrendite bei vier Prozent liegt 
und die Löhne mit drei Prozent 
steigen. Wenn der Kapitalmarkt aber 
stets Renditen oberhalb der Lohn¬ 
entwicklung erzielt, muss aus rein 
mathematischen Gründen ein kapital¬ 
fundiertes auf den Zinssätzen 
beruhendes Vorsorgesystem relativ 
besser abschneiden als ein auf dem 
Lohnwachstum fußendes umlageba¬ 
siertes Rentensystem. Diese Annah¬ 
me verzerrt implizit die Ergebnisse 
der Modellrechnungen systematisch 
zu Gunsten der privat-rechtlichen 
Renten. Auf diesen Sachverhalt macht 
die Bundesregierung aber an keiner 
Stelle explizit aufmerksam. 

14 Der durchschnittliche Lohn (noch 
dazu in mehreren verschieden ermit¬ 
telten Werten) der bis zu drei zurück¬ 
liegenden Kalenderjahre sowie die 
Beschäftigungsentwicklung gehen 
gleich an mehreren Stellen in die Ren¬ 
tenanpassungsformel ein. Vergleiche 
zu einer ausführlicheren Darstellung 
Schäfer (2014). 

15 Die Renten folgen grundsätzlich den 
Löhnen. Um dies zeitnah zu gestalten, 
folgen sie in einem ersten Schritt 

der Abgrenzung gemäß der VGR des 
Statistischen Bundesamtes des 
vorhergehenden Kalenderjahres. In 
einem zweiten Schritt folgen die 
Löhne jedoch den sozialversiche¬ 
rungspflichtigen Durchschnittsentgel¬ 
ten nach der Statistik der Deutschen 
Rentenversicherung Bund des vor¬ 


vergangenen Kalenderjahres. Weichen 
die ermittelten Veränderungen 
deutlich voneinander ab, kommt es 
zu sprunghaften Entwicklungen. 
Grundsätzlich ist es sachgerecht, 
dass die Löhne den sozialversiche¬ 
rungspflichtigen Entgelten folgen. Um 
künstliche Sprünge zu vermeiden, 
sollten die Entgelte nach VGR gänz¬ 
lich aus der Berechnung beseitigt 
werden. Damit die Renten dennoch 
möglichst zeitnah den Löhnen folgen, 
sollte der Anpassungstermin gleich¬ 
zeitig um ein halbes Jahr auf den 
1. Januar vorverlegt werden und die 
Entgelte nach RV-Statistik des vorver¬ 
gangenen Kalenderjahres zugrunde 
gelegt werden. 

16 Die selbst berechneten Werte vor 
dem Jahr 2005 liegen unter den 
damals von der Rentenversicherung 
ausgewiesenen tatsächlichen Werten. 
Der Grund ist, dass in diesem Papier 
der Rechtsstand des Jahres 2014 
auch auf die Jahre vor 2014 ange¬ 
wendet wird. So sollen Effekte auf¬ 
grund von Rechtsänderungen bei den 
Steuern und Sozialabgaben ausge¬ 
schlossen werden. Laut VDR (2004: 
238) lag das Netto-Niveau im Jahr 
2000 bei 69,5 Prozent, 1999 sogar 
bei 70,3. Leichte Schwankungen sind 
allein schon aufgrund der den Löhnen 
nachlaufenden Rentenanpassung 
normal. Im Mittel lag dieser Wert 
jedoch in den 1980er und 1990er 
Jahren bei rund 70 Prozent. Dieses 
Niveau wird daher in diesem Text als 
»Lebensstandardsichernd« gesetzt. 

17 Das die Niveau-Angaben für brutto 
niedriger sind als für »Netto vor Steu¬ 
ern« und diese niedriger als für netto 
(nach Steuern) hat mit zwei Punkten 
zu tun. Erstens sind die Sozialabga¬ 
ben auf den Lohn höher als auf die 
Rente. Von 2.000 Euro Lohn werden 
rund 400 Euro und von 1.000 Euro 
Rente »nur« 100 Euro abgezogen. 

Zwar liegen die nominalen Beträge 
mit 1600 und 900 Euro nun niedriger, 
das Verhältnis der Rente zum Lohn 
ist aber gestiegen. Von 50 Prozent 
(1000 Euro durch 2000 Euro) auf 56 
Prozent (900 Euro durch 1600 Euro). 
Zweitens ist die Einkommensteuer 
umso höher, je höher das Einkommen 
ist. Da die Rente regelmäßig niedri¬ 
ger ist als der Lohn, sind auch die 
steuerlichen Abzüge bei der Rente 
(bspw. 50 Euro) geringer als beim 
Lohn (bspw. 250 Euro). Wiederum 
sind die nominalen Beträge (850 Euro 
Rente und 1350 Euro Lohn) gesunken. 
Das Verhältnis ist aber weiter von 

56 auf 63 Prozent gestiegen. 

18 Steigende Altersgrenzen führen auf¬ 
grund der Rentenanpassungsformel 
auch in der GRV zu einem etwa zwei 
Prozentpunkte höheren Rentenniveau. 
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Gesamtversorgungs¬ 
niveaus während 
des Rentenbezues 


















15 


STUDIE 


Bisher konnten wir zeigen, dass Berech¬ 
nungen mit den Annahmen der Bundes¬ 
regierung darlegen, dass das sinkende 
Rentenniveau durch private Vorsorge bei 
Rentenbeginn ausgeglichen werden 
könnte. Nun soll in mehreren Schritten 
gezeigt werden, dass diese Darstellung 
verkürzt ist und die Realität nur unzu¬ 
reichend abbildet. 

Die Ergebnisse der selbst durchgeführ¬ 
ten Berechnungen 19 (mit den Annahmen 
der Bundesregierung) weichen nur ge¬ 
ringfügig von denen der Bundesregie¬ 
rung ah. Geringe Abweichungen sind 
aufgrund geänderter Rahmenbedingun¬ 
gen seit 2012 und getroffener Annahmen 
möglich, denn die Bundesregierung legt 
nicht alle Punkte, die zur Berechnung 
notwendig sind, auch detailliert offen. 20 

Zunächst soll der Blick statt nur auf 
den Tag des Rentenzugangs auf den 
gesamten Zeitraum des Rentenbezugs 
gelegt werden. Eine Rente soll das weg¬ 
fallende Erwerbseinkommen ersetzen - 
nicht nur am Tag des Rentenbeginns, 
sondern über die gesamte Rentenbezugs¬ 
zeit. Die Bundesregierung beschränkt 
sich in ihren Darstellungen 21 jedoch aus¬ 
schließlich auf das Versorgungsniveau 
im Moment des Rentenbeginns. Die Ent¬ 
wicklung des Versorgungsniveaus wäh¬ 
rend des regelmäßig Jahrzehnte währen¬ 
den Rentenbezugs blendet sie systema¬ 
tisch aus. Ob die private Vorsorge zu Ren¬ 


tenbeginn das gesunkene Rentenniveau 
ausgleichen kann, ist nicht entschei¬ 
dend. Zu betrachten ist vielmehr, wel¬ 
ches Gesamtversorgungsniveau während 
des Rentenbezugs erreicht wird. 22 

Die Berechnungen orientieren sich 
weiterhin an den Annahmen der Bun¬ 
desregierung. Im Mittelpunkt steht nun 
die Annahme der Bundesregierung über 
die Entwicklung (Dynamisierung) der 
Renten aus den >drei Säulen« während 
des Rentenbezugs. Die Bundesregierung 
geht bei ihren Berechnungen davon aus, 
dass die privat-rechtlichen Renten (also 
die Riester-Rente und die Privat-Rente) 
ab Rentenzugang jährlich prozentual 
genauso stark steigen wie die gesetzliche 
Rente (Bundesregierung 2012:188) 23 . 

Wie bereits geschildert, soll die ge¬ 
setzliche Rente dauerhaft langsamer 
steigen als die Löhne. Sie verliert also, 
bezogen auf die Löhne, konstant an Wert. 
Als Folge sinkt das Rentenniveau stetig. 
Dies gilt gleichermaßen auch für Renten, 
die bereits ausgezahlt werden. Das bei 
Rentenzugang erreichte Rentenniveau 
bleibt also nicht konstant, sondern sinkt 
während des Bezugs immer weiter ab. 

Die privat-rechtlichen Renten sollen 
so schnell (beziehungsweise so langsam) 
steigen, wie die gesetzliche Rente - so 
die Annahmen der Bundesregierung. 
Damit bleiben die privat-rechtlichen 
Renten aber während des Rentenbezugs 


I Abb. 4: 

Netto-Gesamtversorgungsniveau nach Zugangsjahrgang 

in Prozent 

80 


— bei Zugang — während Bezug 


75 


70 


65 


60 . 

2000 2010 2020 2030 2040 2050 



Quelle: Eigene Berechnungen; Netto-Gesamtversorgungsniveau bei Zugangsjahrgang; Annahmen gemäß Alterssicherungsbericht 
2012; inklusive geförderter Altervorsorge (Riester - ab 2002 stets Beitrag für maximale Förderung) und zusätzlicher Privat-Rente 
(netto Einkommenserhöhung aus Steuerfreistellung der Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung - Abgeltungssteuer); Beitrags¬ 
satz zur Kranken- und Pflegeversicherung und Steuerrecht (Werte darauf umbasiert) gemäß Jahr 2014; kein Kind; Beitragssatz zur 
Rentenversicherung des jeweiligen Jahres nach Rentenversicherungsbericht 2014. 
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I Abb. 5a: 

Schematische Darstellung je nach jährlicher Dynamik 

in Prozent 


— 0 Prozent — 2 Prozent — 5 Prozent 



Quelle: Eigene Darstellung. 


gleichermaßen hinter den Löhnen zu¬ 
rück. Wenn jedoch die Renten aus allen 
>drei Säulen« langsamer steigen als die 
Löhne, dann sinkt auch das Gesamtver¬ 
sorgungsniveau während des Rentenbe¬ 
zugs. Von einer Sicherung des erreichten 
Versorgungsniveaus kann dann also 
keine Rede mehr sein. 

Dadurch hat jeder Rentenzugangs¬ 
jahrgang faktisch eine eigene Entwick¬ 
lung des Netto-Gesamtversorgungsni- 
veaus (vergleiche Abbildung 4). In allen 
Fällen jedoch sinkt das Niveau während 
des Rentenbezugs. Am Tag des Zugangs 
fällt das Netto-Gesamtversorgungsniveau 
zukünftig höher aus, nur um während 
des Bezugs systematisch unter 70 Pro¬ 
zent zu sinken - teilweise sogar bis unter 
65 Prozent. 24 Betrachtet man nur das 
Gesamtversorgungsniveau bei Rentenzu¬ 


gang, gerät dessen fehlende Nachhaltig¬ 
keit aus dem Blick. 

Die Frage, wie stark kapitalfundierte 
Renten dynamisiert sind, hat nicht nur 
Auswirkungen auf die Höhe der Rente 
während des Bezugs, sondern direkt 
schon bei Rentenbeginn. Denn der zur 
Verfügung stehende Kapitalstock kann 
in x Zahlungen gleicher Höhe oder aber 
in x Zahlungen steigender Höhe umge¬ 
wandelt werden. Im letzteren Fall sind 
die Rentenzahlungen anfänglich niedri¬ 
ger, dafür steigen sie im Zeitverlauf über 
die >gleichmäßigen< Zahlungen hinaus 
an (vergleiche Abbildung 5a). Bis zum 
Ende der Rentenbezugszeit muss die 
Summe (genauer der Barwerte aller 
Rentenzahlungen) theoretisch in beiden 
Fällen gleich hoch sein (dem Kapital¬ 
stock zu Rentenbeginn entsprechen). 


I Abb. 5b: 

Gesamtversorgungsniveau' ohne Dynamik der privaten Renten bei Rentenzugang 

'netto nach Steuern, in Prozent 
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Quelle: Eigene Berechnungen, Annahmen nach Alterssicherungsbericht 2012, inklusive geförderter Altervorsorge (Riester - ab 2002 
stets Beitrag für maximale Förderung) und zusätzlicher Privat-Rente (netto Einkommenserhöhung aus Steuerfreistellung der 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung - Abgeltungssteuer); Riester und Privat-Rente nicht dynamisiert; Beitragssatz zur 
Kranken- und Pflegeversicherung und Steuerrecht (Werte darauf umbasiert) gemäß Jahr 2014; kein Kind; Beitragssatz zur Renten¬ 
versicherung des jeweiligen Jahres nach Rentenversicherungsbericht 2014. 
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Die Wirkung der Dynamisierung auf 
das Netto-Gesamtversorgungsniveau bei 
Rentenzugang veranschaulicht Abbil¬ 
dung 5b, in welcher unterstellt wird, die 
privat-rechtlichen Renten würden nicht 
steigen (O-Prozent-Dynamilc) - anders 
als bei den Berechnungen der Bundes¬ 
regierung. Da die Zahlbeträge bei Ren¬ 
tenbeginn so höher ausfallen, fällt unter 
sonst gleichen Bedingungen auch das 
Netto-Gesamtversorgungsniveau am Tag 
des Rentenbeginns höher aus (vergleiche 
Abbildung 5b mit den Abbildungen 3). 
Dafür fällt aber das Netto-Gesamtversor¬ 
gungsniveau während des Bezugs umso 
deutlicher ab, teilweise auf fast 60 Pro¬ 
zent. 

Hier wird ein erster problematischer 
Befund deutlich. Da die Anbieter priva¬ 
ter Rentenversicherungen regelmäßig 
die mögliche nominale Rentenhöhe bei 
Rentenbeginn als Leistungswert angeben, 
erscheinen Versicherungen um so attrak¬ 
tiver, je niedriger die Dynamisierung 
während des Rentenbezugs ist, da der 
>versprochene< Zahlbetrag zu Beginn hö¬ 
her ausfällt. 25 Den Versicherten dürfte 
dieser komplexe Sachverhalt regelmäßig 
nicht bekannt. Er betrifft jedoch ganz 
wesentlich das Prinzip einer soliden 
finanziellen Absicherung des Ruhe¬ 
stands. Es darf sicherlich unterstellt 
werden, dass die Versicherten für sich 
selbst davon ausgehen, dass sie den 
>vorgerechneten< Wohlstand bei Renten¬ 
beginn auch für die gesamte Renten¬ 
bezugsphase erwarten könnten. 26 

Die Berechnungen der Bundesregie¬ 
rung tendieren hier gleichfalls zu einer 
zu positiven Darstellung des Gesamtver¬ 
sorgungsniveaus im Alter. Mit der Fokus¬ 
sierung auf den Rentenbeginn errechnet 
sie ein zu hohes Versorgungsniveau bei 
Rentenbeginn. Denn die angenommene 
Dynamik analog zur gesetzlichen Rente 
ist - bei sinkendem Rentenniveau - 
zu niedrig, um eine Niveausicherung 
während des Rentenbezugs zu erreichen. 


19 Die hier modellierten Modifikationen 
fußen also auf Kalkulationen, die 
grundsätzlich die Annahmen und 
Berechnungen der Bundesregierung 
widerspiegeln. Damit ist keine Aussa¬ 
ge darüber getroffen, ob und wie weit 
diese Annahmen als realistisch gelten 
können. 

20 Unerklärlich bleibt die Abweichung bei 
der Höhe der zusätzlichen Privat-Ren- 
te (aus der Anlage des Steuervorteils). 
Die eigenen Berechnungen liegen hier 
ab Mitte der 2010er Jahre etwa 20 
Prozent höher als nach den Rechnun¬ 
gen der Bundesregierung. Ursächlich 
scheint die Berechnungsmethode des 
Steuervorteils auf Basis des Jahres 
2014 zu sein. Analog der Bundes¬ 
regierung werden die Einkommen auf 
das Jahr 2014 umbasiert und darauf 
der Steuertarif 2014 angewendet 
(Ausschluss einer »kalten Progres¬ 
sion«). Würde anschließend auf eine 
»Rückbasierung« auf das nominale 
Niveau des maßgeblichen Jahrs ver¬ 
zichtet, entspräche das Ergebnis 

der sich daraus ergebenden Renten¬ 
zahlungen dem der Bundesregierung. 
Aufgrund der Rückbasierung auf die 
Nominalwerte des maßgeblichen 
Jahres liegt die Privat-Rente in den 
eigenen Berechnungen höher als von 
der Bundesregierung ausgewiesen. 
Diese Abweichungen sind relativ 
stabil und »zugunsten« des »Drei-Säu- 
len-Modells«. Daher können die hier 
gemachten Berechnungen für eine 
Analyse als hinreichend valide gelten. 

21 Die Bundesregierung soll laut Gesetz 
über die künftige »Höhe des Gesamt¬ 
versorgungsniveaus [...] für typische 
Rentner einzelner Zugangsjahrgänge« 
(§ 154 SGB VI) berichten. Sie berich¬ 
tet über das Versorgungsniveau bei 
Rentenzugang. Die Vorschrift muss 
und sollte jedoch keineswegs so 
verstanden werden. Denn es wird 
nicht explizit ein Bericht über das Ver¬ 
sorgungsniveau bei Zugang gefordert. 
Vielmehr legt die Formulierung »Ge¬ 
samtversorgungsniveaus [...] für [...] 
Zugangsjahrgänge« eine den Renten¬ 
bezug einschließende Darstellung 
nahe. 


22 Daher wird der Zeitraum für die Dar¬ 
stellung von 2030 auf das Jahr 2050 
ausgeweitet, da gemäß den Annahmen 
der Bundesregierung eine Person die 
2030 in Rente geht rund 20 Jahre 
Rente beziehen wird. Dafür wird die 
Entwicklung der 2020er Jahre auch 
auf die 2030er Jahre fortgeschrieben. 
Ab den 2040er Jahren wird dieser 
Trend dann modifiziert fortgeschrie¬ 
ben. 

23 Mit dem Satz, damit bliebe »der Anteil 
[...] am gesamten Alterseinkommen 
über die gesamte Rentenlaufzeit kon¬ 
stant« (Bundesregierung 2012: 188) 
erweckt die Bundesregierung den Ein¬ 
druck einer Stabilität die, wie gezeigt 
werden wird, so nicht stimmt. 

24 Dabei darf nicht vergessen werden, 
dass die gesetzliche Rente in den 
Vorausberechnungen der Bundesregie¬ 
rung immerhin mit gut zwei Prozent 
jährlich steigt. Bei privaten Rentenver¬ 
sicherungen ist eine echte (festgeleg¬ 
te) Dynamisierung jedoch die Ausnah¬ 
me. Lediglich eine - meist »Teildynami¬ 
sierung« genannte - Erhöhung auf¬ 
grund der jährlichen Überschuss¬ 
beteiligungen ist regelmäßig vorgese¬ 
hen. Diese dürfte jedoch in der Regel 
deutlich niedriger liegen als die von 
der Bundesregierung angenommene 
Zwei-Prozent-Dynamik. In der Folge 
würde das Netto-Gesamtversorguns- 
niveau während des Rentenbezugs 
sogar noch stärker sinken. 

25 Theoretisch würde eine sinkende Ren¬ 
tenhöhe (negative Dynamik) zu noch 
besseren Ergebnissen bei Rentenbe¬ 
ginn führen. Dies ist jedoch zumindest 
bei Riester-Renten gesetzlich ausge¬ 
schlossen (eine der Zertifizierungs¬ 
bedingungen ist eine gleichbleibende 
oder steigende Leibrente). 

26 Ähnliches dürfte auch für die Auswir¬ 
kung der nominalen Verzinsungen 
gelten. Die von Versicherungen aus¬ 
gewiesenen Beträge werden normaler¬ 
weise nicht inflationsbereinigt darge¬ 
stellt. Dadurch erscheinen die in zwan¬ 
zig, dreißig oder noch mehr Jahren 
erwarteten Rentenzahlungen aus heuti¬ 
ger Sicht sehr hoch. 




Sicherung des 
Lebensstandards< im 

>Drei-Säulen-Modell< 
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Offensichtlich greift eine allein auf den 
Rentenzugang abstellende Betrachtung 
zu kurz. Damit erscheint die Leistungs¬ 
fähigkeit des >Drei-Säulen-Modells< in 
einem zu positiven Licht. Es drängt sich 
dabei förmlich die Frage auf, welche 
Dynamisierung notwendig wäre, um 
ein bei Rentenzugang erreichtes Versor¬ 
gungsniveau während des Rentenbezugs 
zu erhalten. In diesem ersten Schritt 
geht es lediglich darum ein im >Drei-Säu- 
len-Modell< erreichtes Versorgungsni¬ 
veau, wie hoch oder niedrig auch immer, 
über den Rentenbezug stabil zu halten, 
sodass es weder steigt noch sinkt und 
zu zeigen, welche Folgen dies für das 
Versorgungsniveau insgesamt hätte. 

Für eine erste Abschätzung werden 
die Renten aus den privat-rechtlichen 
Versicherungen um fünf Prozent jähr¬ 
lich erhöht - also mehr als doppelt so 
schnell wie die gesetzliche Rente. Zwei 
Dinge ändern sich dadurch (vergleiche 
Abbildung 6). Zum einen fällt das Ge¬ 
samtversorgungsniveau bei Rentenzu¬ 
gang deutlich niedriger aus. Denn, wie 
geschildert, ist bei dynamisierten Ren¬ 
tenzahlungen die anfängliche Höhe der 
Rente und damit das Versorgungsniveau 
umso niedriger, je höher die jährliche 
Dynamisierungsrate ist. Zum Zweiten 
wird deutlich, dass selbst eine jährlich 
um fünf Prozent steigende privatrecht¬ 
liche Rente nicht verhindert, dass das 
Netto-Gesamtversorgungsniveau wäh¬ 
rend des Bezugs sinkt. Daneben fällt auf, 


dass das Rentenniveau bei späteren Zu¬ 
gangsjahren während der Bezugsphase 
langsamer sinkt. Auf diese Frage wird 
später noch näher eingegangen. 

Ausgleich des 
sinkenden Rentenniveaus 

Ausgehend von einem sinkenden Niveau 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
wird nun geklärt, wie über den Bezugs¬ 
zeitraum ein stabiles Versorgungsniveau 
innerhalb des >Drei-Säulen-Modells< zu 
erreichen wäre. Eine solche Leistungsori¬ 
entierung bedeutet, dass die privat-recht¬ 
lichen Renten stärker steigen müssen 
als die gesetzliche Rente. Ausgangslage 
ist, dass die Netto-GRV-Renten langsamer 
steigen als die Netto-Löhne. Sollen die 
privat-rechtlichen Renten dies ausglei- 
chen, müssen sie offensichtlich schneller 
steigen als die gesetzliche Rente. Mehr 
noch, sie müssen sogar schneller steigen 
als die Netto-Löhne, um den >Wertverlust< 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
>ausgleichen< zu können. Wie hoch wäre 
die dazu notwendige jährliche Steige¬ 
rung der privat-rechtlichen Renten? Dies 
hängt von zwei Dingen ab (vergl. Infokas¬ 
ten »Notwendige Dynamik: Ein Beispiel«): 

1. Dem Verhältnis der Höhe der privat¬ 
rechtlichen Renten zur Höhe der 
gesetzlichen Rente zum jeweiligen 
Zeitpunkt 

2. Dem Verhältnis der Nettolohner¬ 
höhung zur Netto-Erhöhung der 
gesetzlichen Rente 


I Abb. 6: 

Netto-Gesamtversorgungsniveau, 5-prozentige Dynamik der privaten Renten 

in Prozent 
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Quelle: Eigene Berechnungen; Netto-Gesamtversorgungsniveau bei Zugangsjahrgang; Annahmen gemäß Alterssicherungsbericht 
2012; inklusive geförderter Altervorsorge (Riester - ab 2002 stets Beitrag für maximale Förderung) und zusätzlicher Privat-Rente 
(netto Einkommenserhöhung aus Steuerfreistellung der Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung - Abgeltungssteuer); Beitrag 
zur Kranken- und Pflegeversicherung und Steuerrecht (Werte darauf umbasiert) gemäß Jahr 2014; kein Kind; Beitragssatz zur Ren¬ 
tenversicherung des jeweiligen Jahres nach Rentenversicherungsbericht 2014. 
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1 DIE ILLUSION VON DER LEBENSSTANDARDSICHERUNG 


Notwendige Dynamik: ein Beispiel 


Die Nettolöhne seien um drei Prozent gestiegen 
und eine gesetzliche Nettorente von 1.000 Euro um 
zwei Prozent (= 20 Euro). Die privat-rechtlichen 
Renten belaufen sich auf zusammen 100 Euro. Die 
Gesamtrente betrüge demnach also 1.100 Euro und 
soll nun wie die Löhne insgesamt um drei Prozent 
steigen (= 33 Euro). Die gesetzliche Rente ist um 20 
Euro (= zwei Prozent) gestiegen. Die privaten Renten 
müssten also um 13 Euro (= 13 Prozent) steigen, 
damit die Gesamtrente um 33 Euro (= drei Prozent) 
steigt. Im Folgejahr hat sich nun aber das Verhält¬ 
nis der gesetzlichen Rente zu den privat-rechtlichen 
Renten verändert, da Letztere ja deutlich stärker 
gestiegen sind. Die GRV-Rente von nun 1.020 Euro 
sei wieder um zwei Prozent (= 20,40 Euro) und die 
Löhne um drei Prozent gestiegen. Soll die Gesamt¬ 
rente von 1.133 Euro um drei Prozent (= 33,99 Euro) 
steigen, müssen die privat-rechtlichen Renten um 
13,59 Euro (= 33,99 minus 20,40 Euro) steigen, was 
>nur noch< 12 Prozent enspräche. 


Die privat-rechtlichen Renten müssen 
also stärker steigen als die gesetzliche 
Rente. Folglich steigt das Verhältnis der 
privatrechtlichen zur gesetzlichen Rente 
während des Bezugs stetig an. Dieses 
Verhältnis ist aber von zentraler Bedeu¬ 
tung für die zur Niveaustabilisierung 
notwendige Anpassung. Dadurch ist die 
notwendige Erhöhung der privat-recht¬ 
lichen Renten mit jeder Anpassung 
niedriger als zuvor. Allerdings müssen 
die privatrechtlichen Renten stets 
schneller steigen als die Löhne - 
sofern bei sinkendem Rentenniveau das 
Gesamtversorgungsniveau während 
des Rentenbezugs stabil bleiben soll. 

Diesem Gedanken folgend werden die 
privat-rechtlichen Renten nun so ange¬ 
passt, dass ab Rentenbeginn ein gleich¬ 
bleibendes Netto-Versorgungsniveau er¬ 
reicht wird. 27 Der dazu notwendige An¬ 
passungssatz verringert sich mit jedem 
weiteren Jahr des Rentenbezugs. Auch 
ist er abhängig vom Jahr des Rentenzu¬ 
gangs. Die notwendige Dynamik ist also 
kein konstanter Prozentsatz. Über die 
gesamte Bezugsdauer der jeweiligen 
Rentenzugänge beträgt die gemittelte 
(geometrisches Mittel) jährliche Renten¬ 
dynamik bei Zugängen um das Jahr 
2020 herum rund zehn Prozent und bei 
Zugängen um das Jahr 2030 herum gut 


I Abb. 7: Notwendige jährliche Dynamik’ der privat-rechtlichen 

Renten um sinkendes Netto-Rentenniveau (der GRV) auszugeieichen 

'Geometrisches Mittel über die Rentenbezugszeit, nach Zugangsjahrgängen, in Prozent 
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Quelle: eigene Berechnungen: Annahmen nach Alterssicherungsbericht 2012, inklusive geförderter Altersvorsorge (Riester - ab 2002 
stets Beitrag für maximale Förderung) und zusätzlicher Privat-Rente (netto Einkommenserhöhung aus Steuerfreistellung der 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung - Abgeltungssteuer); Riester und Privat-Rente dynamisiert um sinkendes 
Rentenniveau auszugleichen; Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung und Steuerrecht (Werte darauf umbasiert) gemäß 
Jahr 2014; kein Kind; Beitragssatz zur Rentenversicherung des jeweiligen Jahres nach Rentenversicherungsbericht 2014. 
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fünf Prozent (vgl. Abbildung 7). Dabei 
liegen die notwendigen Steigerungen in 
den ersten Jahren des Rentenbezugs 
teilweise bei mehreren Hundert (sic!) Pro¬ 
zent. 

Um zusammen mit der »zweitem und 
»dritten Säule< ein erreichtes Gesamtver¬ 
sorgungsniveau während des Bezugs 
stabil zu halten - also das sinkende 
Netto-Rentenniveau zumindest ab Zu¬ 
gang zu kompensieren 28 ist ein Min- 
dest-Kapitalstock 29 erforderlich. Denn 
eine aufgrund des sinkenden Renten¬ 
niveaus im Laufe des Rentenbezugs um 
x-tausend Euro hinter der Lohnentwick¬ 
lung zurückgebliebene Rentenerhöhung 
müsste eben mit diesen x-tausend 
Euro aus den privat-rechtlichen Renten 
aufgestockt werden, um wenigstens das 
(ohnehin niedrige) Niveau bei Zugang zu 
erhalten. Bei einer Standardrente liegt 
der Mindestkapitalstock in Werten des 
Jahres 2014 bei rund 20.000 Euro. 

Erst ab etwa dem Jahr 2014 ist bei den 
gemäß Alterssicherungsbericht getroffe¬ 
nen Annahmen überhaupt ein hinrei¬ 
chend großer Kapitalstock aufgebaut. 

Als Konsequenz kann frühestens für 
Zugangsjahrgänge ab 2014 das bei Ren¬ 
tenbeginn erreichte Gesamtversorgungs¬ 
niveau während des gesamten Bezugs 
gehalten werden. Für frühere Zugänge 


kann das >Drei-Säulen-Modell< unter den 
gesetzten Annahmen ein sinkendes Ge¬ 
samtversorgungsniveau nicht verhindern. 

Die langfristig notwendige Dynamisie¬ 
rung liegt mit rund fünf Prozent deut¬ 
lich über der von der Bundesregierung 
angenommen Dynamik. Die Renten aus 
den privat-rechtlichen Versicherungen 
fallen bei Zugang für alle Rentenzu¬ 
gangsjahrgänge entsprechend geringer 
aus. Folglich ist dann auch das Gesamt¬ 
versorgungsniveau (bei Rentenbeginn) 
deutlich niedriger als das von der 
Bundesregierung ausgewiesene. Es bleibt 
dafür jedoch während der Bezugszeit 
stabil. Während der Rentenbezugszeit 
sinkt das von der Bundesregierung 
ermittelt Gesamtversorgungsniveau, 
sodass es das hier berechnete »stabile 
Versorgungsniveam im Zeitverlauf 
unterschreitet. 

Mit den von der Regierung gesetzten 
Bedingungen kann das Versorgungsni¬ 
veau bis auf Weiteres lediglich auf ei¬ 
nem niedrigeren Level stabilisiert wer¬ 
den. Ab Mitte der 2030er Jahren läge das 
selbst berechnete >stabile< Nettogesamt¬ 
versorgungsniveau wieder bei etwa 70 
Prozent (vgl. Abbildung 8). 


I Abb. 8: 

Netto-Gesamtversorgungsniveau nach Zugangsjahr in Prozent 
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Quelle: Annahmen nach Alterssicherungsbericht 2012, inklusive geförderter Altersvorsorge (Riester - ab 2002 stets Beitrag für 
maximale Förderung) und zusätzlicher Privat-Rente (netto Einkommenserhöhung aus Steuerfreistellung der Beiträge zur gesetzli¬ 
chen Rentenversicherung - Abgeltungssteuer); Riester und Privat-Rente dynamisiert um sinkendes Rentenniveau auszugleichen; 
Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung und Steuerrecht (Werte darauf umbasiert) gemäß Jahr 2014; kein Kind; Beitragssatz 
zur Rentenversicherung des jeweiligen Jahres nach Rentenversicherungsbericht 2014. 
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Absicherung der >Risiken< 
Erwerbsminderung und Tod im 
>Drei-Säulen-Modell< 

Bereits jetzt ist ersichtlich, dass zumin¬ 
dest für einen langen Zeitraum trotz 
der erheblichen zusätzlichen Vorsorge 
kein Rentenzugangsjahrgang das Netto- 
Gesamtversorgungsniveau vor den Refor¬ 
men erreichen kann. Ausgehend von der 
Behauptung der Bundesregierung, das 
sinkende Sicherungsniveau der gesetz¬ 
lichen Rentenversicherung könne und 
solle durch das >Drei-Säulen-Modell< 
ausgeglichen werden, muss der Blick 
erneut geweitet werden. Bisher wurde 
ausschließlich die Absicherung des 
Alters (der Langlebigkeit) betrachtet. Die 
gesetzliche Rentenversicherung bietet 
jedoch darüber hinaus Leistungen bei 
Erwerbsminderung sowie im Todes¬ 
fall.30 Auch diese Leistungen zielten vor 
den Reformen auf die >Sicherung des 
Lebensstandards! und sind ebenfalls von 
dem sinkenden Rentenniveau unmittel¬ 
bar betroffen. 31 


Soll das >Drei-Säulen-Modell<, wie von 
der Regierung behauptet, das sinkende 
Sicherungsniveau der gesetzlichen 
Rentenversicherung tatsächlich kompen¬ 
sieren, müssten auch diese Risiken 
durch die privat-rechtlichen Versiche¬ 
rungen abgesichert werden. In diesem 
Sinne sollen die Berechnungen nun 
ergänzt werden. 

Um die Kosten für die zusätzliche 
Absicherung gegen Erwerbsminderung 
und Tod grob zu modellieren, wird die 
Statistik der Deutschen Rentenversiche¬ 
rung Bund verwendet. Rund ein Viertel 
der Ausgaben der gesetzlichen Renten¬ 
versicherung für alle Rentenarten entfal¬ 
len auf die Renten bei Erwerbsminde¬ 
rung und Tod (vergleiche DRV 2014:246). 
Erwerbsminderungsrenten werden im 
Rahmen der gesetzlichen Rentenversi¬ 
cherung mit Erreichen der Regelalters¬ 
grenze regelmäßig in eine Altersrente 
umgewandelt (und statistisch dann als 
solche gezählt). Die Ausgaben sind also 
tendenziell unterschätzt. Vereinfachend 
entnehmen wir daher bei Zahlung 30 
Prozent der Beiträge für die Risiken 32 
Erwerbsminderung und Tod. Lediglich 
anhand des Rests wird die Höhe der 
möglichen Altersrente ermittelt. Diese 
dient dann als Indikator für die Leis¬ 
tungsfähigkeit des >Drei-Säulen-Modells<. 
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Die privat-rechtlichen Altersrenten 
werden wieder so dynamisiert, dass das 
Netto-Gesamtversorgungsniveau bei Ren¬ 
tenzugang während des Rentenbezugs 
erhalten bleibt. Nun wird aber ein erheb¬ 
licher Teil der Beiträge für das Risiko der 
Erwerbsminderung und Tod verwendet. 
Folglich fällt der für die Altersrente zur 
Verfügung stehende Kapitalstock und 
mit ihm die privatrechtlichen Altersren¬ 
ten deutlich niedriger aus. Der notwen¬ 
dige minimale Kapitalstock für ein 
gleichbleibendes Versorgungsniveau im 
Alter während des Bezugs wird nun 
erst Anfang der 2020er Jahren erreicht. 

Mit diesen erweiterten Annahmen 
wären alle Rentenzugänge vor dem Jahr 
2020 strukturell nicht in der Lage, 
während des Bezugs das Versorgungs¬ 
niveau dauerhaft zu halten. Für alle Ren¬ 
tenzugänge ab dem Jahr 2020 ließe 
sich das Netto-Gesamtversorgungsniveau 
in einem konsequent gedachten »Drei- 
Säulen-Modell< lediglich in der Größen¬ 
ordnung von 65 Prozent des Nettoein¬ 
kommens stabilisieren (vgl. Abbildung 9). 
Damit wird der für die Sicherung des 


Lebensstandards« gesetzte Wert eines Ge¬ 
samtversorgungsniveaus von 70 Prozent 
nicht erreicht. 

Würden also die privat-rechtlichen 
Versicherungen analog der gesetzlichen 
Rentenversicherung regelmäßig auch 
die Risiken »Erwerbsminderung« sowie 
>Tod< abdecken und ein stabiles Gesamt¬ 
versorgungsniveau anstreben, wäre, 
unter den gestellten Bedingungen, keine 
dem Leistungsniveau vor den Reformen 
gleichwertige Absicherung im Alter, 
bei Erwerbsminderung und Tod erreich¬ 
bar. Von einer »Sicherung des Lebens¬ 
standards« im »Drei-Säulen-Modell« kann 
daher nicht ohne Weiteres gesprochen 
werden. Daher sind Zweifel berechtigt, 
ob der eingeschlagene Weg der Teilpriva¬ 
tisierung der Alterssicherung gesell¬ 
schaftspolitisch ein sinnvoller Prozess ist. 


I Abb. 9: Netto-Gesamtversorgungsniveau; 

inkl. Absicherung gegen Erwerbsminderung und Tod, nach Zugangsjahren 
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Quelle: eigene Berechnungen: Annahmen nach Alterssicherungsbericht 2012, inklusive geförderter Altervorsorge (Riester - ab 2002 
stets Beitrag für maximale Förderung) und zusätzlicher Privat-Rente (netto Einkommenserhöhung aus Steuerfreistellung der 
Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung - Abgeltungssteuer); zur Absicherung gegen Erwerbsminderung und Tod stehen 
30 Prozent der Beiträge nicht für die Altersrente zur Verfügung; Riester und Privat-Rente dynamisiert für stabiles Versorgungs¬ 
niveau während Bezug; Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung und Steuerrecht (Werte darauf umbasiert) gemäß Jahr 2014; 
kein Kind; Beitragssatz zur Rentenversicherung des jeweiligen Jahres nach Rentenversicherungsbericht 2014. 
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Gesamtversorgungsniveau 
von 70 Prozent erreichbar? 

Bisher haben wir uns bezüglich des 
finanziellen Spielraums an die Vorgaben 
der Bundsregierung gehalten. Die Bei¬ 
träge zur gesetzlichen Rentenversiche¬ 
rung sind auf höchstens 22 Prozent 
begrenzt. Hinzu kommen vier Prozent 
des Bruttolohns als Beitrag zur »Riester- 
Rente« sowie der Beitrag aufgrund der 
Steuerfreistellung der Beiträge zur GRV, 
auf etwa drei Prozent steigend. Diese 
Beiträge reichen wie gezeigt nicht aus, 
um ein künftig niedrigeres Gesamtver¬ 
sorgungsniveau bei der Absicherung 
aller »drei Risiken« zu vermeiden. 

Welcher Gesamtbeitrag wäre also 
notwendig, um ein Netto-Versorgungs- 
niveau von 70 Prozent wie vor den Refor¬ 
men zu erreichen? 33 Dazu wird ein ab 
dem Jahr 2002 um zwei 34 Prozentpunkte 
erhöhter Beitrag zur Riester-Rente unter¬ 
stellt. Die weiteren Rahmenbedingungen 
sind wie zuvor: Absicherung aller drei 
Risiken und eine das Versorgungsniveau 
bei Zugang erhaltende Dynamisierung 
der privaten Altersvorsorge. Mit diesen 
so erhöhten Beiträgen wäre für Renten- 
zugän-ge ab den 2040er Jahren ein Ge¬ 
samtversorgungsniveau von etwa 70 Pro¬ 
zent im »Drei-Säulen-Modell« bei Renten¬ 
beginn mit 67 Jahren annährend 
erreichbar (vergleiche Abbildung 10). 


I Abb. 10: 

Netto-Gesamtversorgungsniveau nach Zugangsjahren, 2 Prozent erhöhter Beitrag 


>Zielniveau< 70 Prozent durch zusätzliche Beiträge von 2 Prozent vom Bruttolohn, in Prozent 
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— bei Zugang — während Bezug 


75 



60 


2000 


2010 


2020 


2030 


2040 


2050 


Quelle: Eigene Berechnungen; Annahmen nach Alterssicherungsbericht 2012, inklusive geförderter Altersvorsorge (Riester - ab 
2002 stets Beitrag für maximale Förderung) mit 2-Prozentpunkten Zusatzbei-trag und zusätzlicher Privat-Rente (netto Einkommen¬ 
serhöhung aus Steuerfreistellung der Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung - Abgeltungssteuer); Riester und Privat-Rente 
dynamisiert um sinkendes Rentenniveau auszugleichen; Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung und Steuerrecht (Werte 
darauf umbasiert) gemäß Jahr 2014; kein Kind; Beitragssatz zur Rentenversicherung des jeweiligen Jahres nach Rentenversiche¬ 
rungsbericht 2014. 
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27 Ein wirkliches stabiles Netto-Gesamt- 
versorgungsniveau anzustreben, ist 
aufgrund der progressiven Besteue¬ 
rung ohne erheblichen Mehraufwand 
nur annähernd möglich. Dies gilt 
wegen der zunehmenden Besteue¬ 
rung der Alterseinkünfte im Besonde¬ 
ren für alle Rentenzugänge vor 2040. 

28 Hier geht es noch nicht darum, ein 
definiertes Leistungsniveau zu 
gewährleisten, sondern lediglich um 
die Mindestbedingung für ein lei¬ 
stungsorientiertes Sicherungssystem: 
Ein bei Rentenzugang erreichtes - 
auch noch so niedriges - Versor¬ 
gungsniveau über den gesamten 
Bezugszeitraum aufrechtzuerhalten. 
Aufgrund der dafür notwendigen 
hohen Dynamik der privat-rechtlichen 
Renten fallen diese bei Rentenbeginn 
und damit das Gesamtversorgungs¬ 
niveau bei sonst gleichen Bedingun¬ 
gen entsprechend niedriger aus. 

29 Die genaue Höhe ist dabei von 
etlichen Faktoren abhängig: Zinssatz, 
Erhöhung der gesetzlichen Rente 
und Löhne, Rentenbezugsdauer sowie 
Höhen der gesetzlichen und privat¬ 
rechtlichen Renten. 

30 Von Leistungen zur medizinischen 
Rehabilitation und zur Teilhabe am 
Arbeitsleben wird hier abgesehen. 

31 Hierbei bleiben die Abschaffung der 
Berufsunfähigkeitsrenten, Kürzung 
der Hinterbliebenrenten sowie weitere 
Kürzungen insbesondere im Bereich 
des Solidarausgleichs, der Absiche¬ 
rung bei Arbeitslosigkeit oder der 
Bewertung von beitragsfreien und - 
geminderten Zeiten sogar noch 
unberücksichtigt. 

32 Der Verwaltungsaufwand und damit 
die Verwaltungskosten sind bei 
Leistungen im Falle einer Erwerbsmin¬ 
derung regelmäßig deutlich höher 

als bei reinen Altersrenten, da auf¬ 
wendigere und streitanfälligere 
Gesundheitsprüfungen durchzuführen 
sind. Dies sollen die 30 Prozent 
mitberücksichtigten. 


33 Dies ist zumindest für die Übergangs¬ 
generation (alle vor etwa 1980 ge¬ 
borenen) gar nicht oder zumindest 
nicht mit einem einheitlichen Beitrags¬ 
satz zu erreichen. Denn diese Jahr¬ 
gänge sind voll von den Leistungsein¬ 
schnitten betroffen. Gleichzeitig 
haben sie keine Chance, über ihr 
gesamtes Erwerbsleben zusätzliche 
Vorsorge zu betreiben. Jene die 
bereits zu Beginn der 2000er Jahre 

in Rente waren können die Leistungs¬ 
einschnitte überhaupt nicht kompen¬ 
sieren (theoretisch natürlich durch die 
erneute Aufnahme von Erwerbsarbeit). 

34 Ausgehend von einem Bruttobeitrag 
für Riester-Rente und Privat-Rente 
von künftig etwa sieben und unseren 
angenommenen >Abzügen< für die 
Risiken Erwerbsminderung und Tod 
von 30 Prozent ergibt sich ein not¬ 
wendiger Zusatzbeitrag von etwa 
zwei Prozent. Hintergedanke ist, dass 
ohne die »Abzüge« für Erwerbsminde¬ 
rung und Tod das Gesamtversor¬ 
gungsniveau langfristig in der Nähe 
der 70 Prozent liegen könnte. 
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An dieser Stelle soll die Frage der Bei¬ 
tragsbelastung vertieft werden. Die Ein¬ 
schnitte in die gesetzliche Rentenver¬ 
sicherung sollen den Beitragsanstieg zur 
gesetzlichen Rentenversicherung deut¬ 
lich begrenzen. Die Bundesregierung 
ging im Altersvermögensgesetz (Bundes¬ 
tagsdrucksache 14/5068) zur Einfüh¬ 
rung der Riester-Rente davon aus, dass 
der Beitragssatz ohne Reform bis zum 
Jahr 2030 auf 24 bis 26 Prozent 35 steigen 
würde. Andere Berechnungen (vgl. Sinn/ 
Thum 1999) gingen für 2030 von einem 
Anstieg des Beitragssatzes auf bis zu 
rund 30 Prozent aus. 36 

Als Ersatz für das sinkende Leistungs¬ 
niveau der gesetzlichen Rentenversiche¬ 
rung sollen die Versicherten zusätzliche 
privat-rechtliche Versicherungen (Riester, 
betriebliche oder andere) abschließen. 
Daher muss für eine Bewertung der 
Reformen und der Leistungsfähigkeit des 
>Drei-Säulen-Modells< neben dem Gesamt¬ 
versorgungsniveau auch der Gesamt¬ 
beitragssatz berücksichtigt werden. 
Entsprechend den Vorgaben der Bundes¬ 
regierung stiege der Gesamtbeitragssatz 
(für GRV, Riester-Rente und Privat-Rente) 
bis zum Jahr 2030 auf etwa 29 Prozent 
(vgl. Abbildung 11a). Demnach läge der 
Gesamtbeitragssatz im Jahr 2030 tenden¬ 
ziell auf oder gar über dem vor der 
Rentenreform angenommenen Beitrags¬ 
satz - und dies wie gezeigt bei ver¬ 
gleichsweise schlechteren Leistungen 
und einem um zwei Jahren späteren 
Rentenbeginn. 


Bei der Betrachtung der rein rechneri¬ 
schen Beitragssätze, so könnte entgegnet 
werden, bliebe jedoch die >Entlastung< 
der Versicherten durch die staatliche 
Subventionierung der Vorsorge außer 
Acht. Wird der Anstieg der Beitragsbelas¬ 
tung einschließlich Förderung (Zulagen 
und steuerliche Förderung, inklusive 
der Steuerfreistellung des GRV-Beitrags) 
betrachtet, steigt der effektive Gesamt¬ 
beitragssatz bei durchschnittlichem Ein¬ 
kommen >nur noch« auf knapp 25 Pro¬ 
zent. Bei höherem und niedrigerem 
Einkommen weicht dieser aufgrund der 
Förderungen ab. Ohne die Senkung 
des Rentenniveaus, aber mit Umstellung 
auf nachgelagerte Besteuerung, hätte 
der effektive Beitragssatz zur gesetzli¬ 
chen Rentenversicherung im Jahr 2030 
bei nur 20 bis 22 Prozent gelegen. Also 
selbst mit der staatlichen Förderung 
liegt der Gesamtbeitrag bei durch¬ 
schnittlichem Einkommen nach den 
Reformen tendenziell höher als zuvor. 

Die Kosten wurden also keineswegs 
reduziert, sondern lediglich umverteilt. 
Zu klären wäre demnach, wer den zu¬ 
künftig offensichtlich kaum vermeidbar 
steigenden Beitrag zu welchen Teilen 
tragen soll (vergleiche Abbildung 11b). 
Dabei wird schnell deutlich, dass der 
Beitrag der Arbeitgeber bei unter zehn 
Prozent verharrt (pauschalierend werden 
15 Prozent Körperschaftssteuer berück¬ 
sichtigt, die auf die Beiträge nicht fällig 
wird), während die Belastungen für die 
Beschäftigten und den Staat (für diesen 
sogar sehr deutlich) ansteigen. 37 


I Abb. 11a: 

Gesamtbeitrag im >Drei-Säulen-Modell< 

in Prozent 


Abb. 11b: 

Verteilung der Beitragslast 

in Prozent 


— Gesamt ■ Privat-Rente ■ Riester ■ GRV 
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— Gesamt Staat ■ Arbeitnehmer ■ Arbeitgeber 
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Quelle: Eigene Berechung; Beitrag zu gesetzlicher 
Rente und zusätzlicher Privat-Rente (>Drei-Säulen-Modell); 
Annahmen gemäß Alterssicherungsbericht 2012 


Quelle: Eigene Berechung; Beitrag zu gesetzlicher 
Rente und zusätzlicher Privat-Rente (>Drei-Säulen-Modell); 
Annahmen gemäß Alterssicherungsbericht 2012 
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I Abb. 11c: Beitragssatzentwicklung bis 2030 eines Lebens¬ 
standardsicheren >Drei-Säulen-Modells< mit Absicherung 
der drei biometrischen Risiken (Alter, EM Tod) 

in Prozent 


40 


— Gesamt Rente mit 65 ■ >3-Risiken< ■ Privat-Rente ■ Riester ■ GRV 
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Quelle: Eigene Berechung; Annahmen gemäß Alterssicherungsbericht 2012; 
Beitragsatz zur GRV gemäß Rentenversicherungsbericht 2014; zusätzlicher Riester- 
Rente und Privat-Rente leistungsorientiert dynamisiert; Absicherung der drei 
biometrischen Risiken (Langlebigkeit, Erwerbsminderung und Tod) 


Der zu Beginn der 2000er Jahre erwarte¬ 
te zukünftige Beitragssatz zur gesetz¬ 
lichen Rentenversicherung wäre weitge¬ 
hend paritätisch von Arbeitgebern und 
Beschäftigten getragen worden. Tatsäch¬ 
lich hegt der Gesamtbeitrag heute und 
künftig, trotz der einschneidenden 
Reformen, höher. Die Arbeitgeber jedoch 
zahlen heute und auf Dauer einen nied¬ 
rigeren Beitrag als ohne den Paradig¬ 
menwechsel. 


Sollen im >Drei-Säulen-Modell< die 
privat-rechtlichen Versicherungen auch 
tatsächlich das Risiko der >Erwerbsmin- 
derung< und >Tod< lebensstandardsi¬ 
chernd abdecken, ist, wie gezeigt, sogar 
ein um rund zwei Prozentpunkte höhe¬ 
rer Beitragssatz notwendig. Unter diesen 
erweiterten Bedingungen könnte zu¬ 
mindest theoretisch eine Absicherung 
durch das >Drei-Säulen-Modell< gewährt 
werden, wie sie zuvor alleine die gesetz¬ 
liche Rentenversicherung leistete - 
inklusive der auf 67 Jahre steigenden 
Altersgrenze. 

Ein Versorgungsniveau von 70 Pro¬ 
zent im Alter von 65 38 , wie es zu Beginn 
des Jahrtausends die gesetzliche Renten¬ 
versicherung leistete, würde einen um 
weitere rund 1,5 Prozentpunkte auf 
dann über 32 Prozent erhöhten Beitrags¬ 
satz erfordern (vergleiche Abbildung 11c). 
Damit läge der Gesamtbeitragssatz im 
>Drei-Säulen-Modell< für den analysierten 
Zeitraum durchgängig deutlich über 
den ohne Reformen erwarteten Werten. 
Die Versicherten müssten im Jahr 2030 
vor Förderung rund 21 Prozentpunkte 
und die Arbeitgeber knapp 11 Prozent¬ 
punkte Beitragssatz zahlen. 


35 Würde die Anhebung der Altersgren¬ 
zen auf 67 Jahre berücksichtigt, läge 
der Beitragssatz rund ein Prozent¬ 
punkt niedriger als in den damaligen 
Hochrechnungen, welche die Anhe¬ 
bung der Altersgrenze noch nicht 
berücksichtigten. 

36 Auffällig ist, dass Sinn/Thum ihren 
Text »Prognosen im Vergleich« nennen, 
obwohl es sich offensichtlich um bloße 
Hochrechnungen handelt und keines¬ 
wegs um Prognosen. 

37 Dabei sollte bedacht werden, dass 
die Steuermittel zu einem erheblichen 
und steigenden Anteil aus den Löhnen 
und Gehältern und der Mehrwert- und 
Verbrauchsteuern erbracht werden. 
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Seit Beginn des 21. Jahrhunderts haben 
die Regierungskoalitionen das Renten¬ 
versicherungsrecht weitereichend verän¬ 
dert. Seitdem kann und soll die gesetz¬ 
liche Rentenversicherung nicht mehr 
den Lebensstandard sichern; nicht im 
Alter, nicht bei Erwerbsminderung und 
nicht bei Tod. Die Einschnitte im Leis¬ 
tungskatalog der gesetzlichen Rentenver¬ 
sicherung sollen durch zusätzliche be¬ 
triebliche und private Vorsorge kompen¬ 
siert werden. Mit diesem sogenannten 
>Drei-Säulen-Modell< sei - so seine Prota¬ 
gonisten - das Netto-Versorgungsniveau 
auf einem lebensstandardsichernden 
Niveau stabilisierbar. Die Modellrech¬ 
nungen zeigen, dass eine Niveausiche¬ 
rung im >Drei-Säulen-Modell< zwar theo¬ 
retisch möglich wäre - allerdings nur 
unter einer erheblich höheren Beitrags¬ 
belastung für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern als von der Bundesregie¬ 
rung im Rentebericht unterstellt. Zudem 
erscheint eine nachhaltige Sicherung 
des Lebensstandards nicht nur im Alter, 
sondern auch bei Erwerbsminderung 
und im Todesfall realistisch betrachtet 
jedoch aus mehreren Gründen unwahr¬ 
scheinlich. 

Hier sind zuvorderst strukturelle 
Hemmnisse zu nennen, weswegen ein 
festes lebensstandardsicherndes Verhält¬ 
nis des Gesamteinkommens zum Netto¬ 
lohn im >Drei-Säulen-Modell< nicht, dau¬ 
erhaft gesichert werden kann. Erstens ist 
in der gesetzlichen Rentenversicherung 
das gesamte Leistungsspektrum im Falle 
von Alter, Erwerbsminderung und Tod 
reduziert worden, wohingegen das »Drei- 
Säulen-Modelh nur auf das Alters- bzw. 
Langlebigkeitsrisiko fokussiert. Zweitens 
wird das Rentenniveau deutlich abge¬ 
senkt und damit das Ziel der Lebensstan¬ 
dardsicherung durch die GRV aufgege¬ 
ben und ist durch ein lediglich beitrags¬ 
orientiertes >Drei-Säulen-Modell< ersetzt 
worden. Dabei ist keine der »drei Säulen< 
an der Sicherung des Lebensstandards 
orientiert und jede Säule folgt darüber 
hinaus noch ihrer eigenen Logik zum 
Aufbau von Anwartschaften und der 
Dynamisierung 39 während des Rentenbe¬ 
zugs. Im Ergebnis fehlt also jede Abstim¬ 
mung der >Säulen< untereinander und 
bezogen auf ein festes Leistungsniveau. 
Zwar ist die Bundesregierung offiziell 
»der Überzeugung, dass eine den Lebens¬ 
standard sichernde Altersvorsorge nur 


in einem austarierten Drei-Säulen-Sys- 
tem [...] organisiert werden kann< (BT-Drs. 
18/4557, S. 1). Solch ein austariertes 
»Drei-Säulen-System< besteht aber offen¬ 
sichtlich gerade nicht. 

Auch in ihren Alterssicherungs- und 
Rentenberichten blendet die Bundesre¬ 
gierung diesen Mangel des »Drei-Säulen- 
Modellsf aus. Infolgedessen fehlen aber 
entscheidende Informationen darüber, 
wie sich das zu sichernde Gesamtversor¬ 
gungsniveau einschließlich der Leistun¬ 
gen bei Erwerbsminderung und Tod 
über die gesamte Bezugszeit entwickeln 
wird. Nötig wäre ein ehrlicherer Um¬ 
gang mit der »Leistungsfähigkeit und 
den Mängeln des »Drei-Säulen-Modells<. 

Das Mindeste, was die Bundesregie¬ 
rung hierzu beitragen muss, sind ent¬ 
sprechend umfassendere Renten- bezie¬ 
hungsweise Alterssicherungsberichte. 
Konkret würde dies mindestens erfor¬ 
dern, dass die Regierung regelmäßig die 
Modellrechnungen um folgende Punkte 
ergänzt: 

I Darstellung des Netto-Gesamtversor- 
gungsniveaus für einzelne Renten¬ 
zugangsjahrgänge über deren durch¬ 
schnittlich erwartete Rentenbezugs¬ 
zeiten einschließlich bereits 
im Leistungsbezug befindlicher 
Jahrgänge der letzten zehn bis 
fünfzehn Zugangsjahrgänge 
I Darstellung verschiedener typischer 
Leistungsfälle wegen Erwerbsminde¬ 
rung sowie Höhe und Entwicklung 
des jeweiligen Gesamtversorgungs¬ 
niveaus während des Rentenbezugs 
in diesen Fällen 

I Kalkulatorische Berücksichtigung aller 
drei in der GRV abgesicherten Risiken 
(Alter, EM, Tod) in allen Berechnungen, 
statt lediglich der Alterssicherung 
I Variationen der Kosten, des Zinssatzes 
sowie der jährlichen Dynamisierung 
der privat-rechtlichen Renten und ihre 
Auswirkungen auf das Gesamtversor¬ 
gungsniveau über die gesamte Renten¬ 
bezugsdauer 

I Erhebung und Darstellung (durch¬ 
schnittlich sowie die Bandbreite) der 
Kosten und Verzinsungen vor / nach 
Kosten, der vereinbarten Dynamisie¬ 
rungen sowie der garantierten und 
erwarteten Renten im gesamten Be¬ 
reich der privat-rechtlichen Vorsorge¬ 
produkte für Alter und Erwerbsminde¬ 
rung; mindestens jedoch der staatlich 




31 


STUDIE 


geförderten Versicherungsprodukte im 
Rahmen der Bruttoentgeltumwandlung 
sowie der Riester-Förderung 
Dies sind offensichtlich notwendige 
Schritte zu einer transparenten Renten¬ 
berichterstattung. Daneben bestehen 
noch weitere Zweifel und Fragen, inwie¬ 
weit das >Drei-Säulen-Modell< die gesetz¬ 
ten Erwartungen erfüllen kann. 

So bestehen berechtigte Bedenken, ob 
ein kapitalfundiertes, privat-rechtliches 
Versicherungssystem eine Lebensstan¬ 
dardsicherung in der Realität überhaupt 
leisten könnte. Eine Leistungszusage be¬ 
deutet stets, dass der Versicherer (das 
Versicherungsunternehmen oder der 
Arbeitgeber) die wesentlichen Risiken zu 
tragen hat. Die daraus resultierenden 
Kostenrisiken wollen und können priva¬ 
te Versicherungen kaum tragen. Insbe¬ 
sondere wenn diese maßgeblich von 
zwei Größen - der Entwicklung der Löh¬ 
ne und der gesetzlichen Rente - abhän- 
gen, die von der Versicherungswirtschaft 
nicht zu beeinflussen sind. 

Ein weiteres Problem des >Drei-Säulen- 
Modells< ist die Frage des Solidaraus- 
gleichs. Grundsätzlich ist dies der privat¬ 
rechtlichen Versicherung fremd, auch 
wenn er im Rahmen staatlicher Förde¬ 
rung für Geringverdienende (Zulagenför¬ 
derung bei Riester) teilweise vorgesehen 
ist 40 . Jedoch fehlt im Falle von Arbeits¬ 
losigkeit, Krankheit (nach / ohne Lohn¬ 
fortzahlung), Reha, Pflege von Angehöri¬ 
gen oder der Kindererziehung / Elternzeit 
in den privat-rechtlichen Vorsorgesyste¬ 
men eine am vorherigen Einkommen 
orientierte Absicherung 41 . Aus den regel¬ 
mäßig mit rund 60 (oder 67) Prozent 
des vorherigen Nettos ohnehin niedrig 
bemessenen Erwerbsersatzeinkommen 
müsste in diesen Fällen vermutlich 
rund zehn bis 15 Prozent in zusätzliche 
Vorsorgeprodukte investiert werden. 

Dies dürfte in der Regel für die Versi¬ 
cherten nicht leistbar sein und zu 
entsprechend geringeren Rentenanwart¬ 
schaften führen. 

Darüber hinaus hat das >Drei-Säulen- 
Modelh die Absicherung offensichtlich 
nicht billiger gemacht. Die Beitragssätze 
sind voraussichtlich sogar höher als 
ohne die Reformen zu erwarten gewesen 
wäre. Gesellschaftspolitisch interessant 
dabei ist, dass mit diesen Reformen 
die Finanzierung deutlich verschoben 
wurde: Die Versicherten wurden belastet 


und die Unternehmen relativ entlastet. 
Und neben den höheren Beiträgen 
entsteht den Versicherten erheblicher 
zusätzlicher Mehraufwand, durch Infor¬ 
mation über und Organisation sowie 
Verwaltung der vielfältigen privaten und 
betrieblichen Vorsorgeprodukte. 

Verteilungs- und sozialpolitisch ist 
auch zu bedenken, dass die Unsicherheit 
und die Ungleichheit durch das >Drei- 
Säulen-ModelL tendenziell steigen (wer¬ 
den). Die Einkommensunterschiede im 
Alter werden selbst bei gleichen Erwerbs¬ 
beziehungsweise Lebensverläufen deut¬ 
lich zunehmen, da das eher zufällige 
Ergebnis des jeweils gewählten Versiche¬ 
rungsproduktes entscheidet, wie hoch 
die individuelle Rente tatsächlich aus¬ 
fiele. In den hier durchgeführten Modell¬ 
rechnungen führt bei gleicher Beitrags¬ 
leistung schon eine Zinsdifferenz von 
0,1 Prozent bei Rentenbeginn im Jahr 
2030 zu einem Unterschied bei der 
Jahresrente von rund 100 Euro (= zwei 
Prozent). Auch findet eine weder poli¬ 
tisch noch demokratisch legitimierte - 
geschweige denn kontrollierbare - Um¬ 
verteilung innerhalb und zwischen den 
Generationen statt. Letztlich, so könnte 
man zugespitzt sagen, entscheiden darü¬ 
ber die Vorstände der Versicherungsun¬ 
ternehmen nach ihren Vorstellungen. 

Diese prinzipiellen Mängel des >Drei- 
Säulen-Modells< zeigen deutlich, dass 
der beschrittene Weg der Teilprivatisie¬ 
rung der Alterssicherung noch einmal 
überdacht werden sollte. Für abhängig 
Beschäftigte ist die Sicherung ihres er¬ 
reichten Lebensstandards während des 
Ruhestands oder bei gesundheitsbeding¬ 
tem Verlust ihrer Erwerbsfähigkeit von 
herausragender Bedeutung. Nur so kann 
ein sozialer Abstieg gegenüber den Er¬ 
werbstätigen oder gar Armut in dieser 
Phase strukturell vermieden werden. 

Die Aushöhlung der gesetzlichen Ren¬ 
tenversicherung ist der falsche Weg. 
Denn trotz höherer Gesamtbelastung 
der Versicherten überwiegen die Risiken 
und Nebenwirkungen im neuen Alters¬ 
sicherungsregime deutlich die Vorteile. 
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38 Zum Jahrtausendwechsel bestanden 
in der GRV sogar noch Möglichkeiten 
vor dem 65. Lebensjahr abschlags¬ 
frei in Rente zu gehen. 

39 Die GRV folgt, trotz aller Dämpfungs¬ 
faktoren, dem Grunde nach der Lohn¬ 
entwicklung. Riester-Rente (und Ähn¬ 
liche) haben in der Regel keine Dyna¬ 
misierung vereinbart, sondern steigen 
nur sporadisch und entsprechend der 
Überschussbeteiligung. Unternehmen 
nutzen bei Betriebsrenten in der 
Regel die »Ein-Prozent-Klausel« (§ 16 
BetrAVG). Sie müssen sich verpflich¬ 
ten, die Betriebsrenten jedes Jahr 
um ein Prozent zu erhöhen, statt zu 
prüfen ob gemäß dem wirtschaftli¬ 
chen Ergebnis nach Lohn- bzw. Preis¬ 
entwicklung anzupassen wäre. 

40 Die >Beiträge< zur Privat-Rente 
hingegen steigen mit der Höhe des 
Einkommens überproportional an. 

41 Die statusorientierte Absicherung 
bei Arbeitslosigkeit wurde in der GRV 
bereits erheblich geschwächt. Bei 
Kindererziehung und Pflege von 
Angehörigen gibt es gar keine statu¬ 
sorientierte Sicherung. Die Gestal¬ 
tung der Kindererziehungszeiten ent¬ 
spricht ferner dem alten tradierten 
Rollenmuster. Die >beste< Förderung 
ist regelmäßig zu erreichen, wenn ein 
Elternteil keine (oder nur eine gerin¬ 
ge) Erwerbstätigkeit ausübt und der 
andere Elternteil vollschichtig arbeitet. 
Eine geschlechterpolitisch wün¬ 
schenswerte gleichzeitige Teilung der 
Förderungen, wenn beide Eltern redu¬ 
ziert Weiterarbeiten und zusammen 
die Kinder erziehen, ist nicht vorgese¬ 
hen. Bei gleichzeitiger Erziehung und 
Arbeitszeitreduktion müsste einer 

der beiden Erziehenden erhebliche 
Einbußen bei seiner Altersvorsorge in 
Kauf nehmen - in diesen Fällen wohl 
eher die Männer. 
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SCHRIFTENREIHE DER ARBEITNEHMERKAMMER BREMEN 


Die Illusion von der 
Lebensstandardsicherung 


Anfang der 2000er Jahre wurde das Alterssicherungssystem auf 
neue Füße gestellt. Die gesetzliche Rentenversicherung hat nun nicht 
mehr das Ziel, den Lebensstandard zu sichern, sondern den Bei¬ 
tragssatz stabil zu halten. Dieser Paradigmenwechsel wurde beglei¬ 
tet von einer teilweisen Privatisierung der Alterssicherung. Seitdem 
sei nach vorherrschender Meinung die Sicherung des Lebensstan¬ 
dards mit zusätzlicher privater und betrieblicher Vorsorge zu er¬ 
reichen - dem sogenannten >Drei-Säulen-Modelk Die in dieser Studie 
vorliegenden Modellrechnungen machen kritische Lücken sichtbar, 
denn sie berücksichtigen erstmals die Entwicklung des Gesamt¬ 
versorgungsniveaus über den gesamten Rentenbezug. Weiter wird 
gezeigt, dass das >Drei-Säulen-Modell< das Ziel der Lebensstandard¬ 
sicherung aus strukturellen Gründen nicht erreichen kann und es 
zu tendenziell höheren Beitragssätzen führt. !7 
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